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Berufliche Weiterbiidung 


Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft - 
Kab/ Pari/ III B 2-0103-2- 45/86 - hat mit Schreiben 
vom 30. September 1986 die Große Anfrage namens 
der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 

Vorbemerkung 

Die Bundesrepublik Deutschland ist als rohstoffarmes 
und stark vom Export abhängiges Land in besonderer 
Weise auf qualifizierte Fachkräfte angewiesen. Daher 
sind Berufsausbildung und berufliche Weiterbildung 
eine unabdingbare Voraussetzung für Wirtschafts- 
wachstum und sozialen Wohlstand sowie eine unver- 
zichtbare Grundlage für die Sicherung und Verbesse- 
rung der Berufs- und Lebenschancen des einzelnen. 

Das duale System der Berufsausbildung hat sich - auch 
in einer Zeit stärkster Beanspruchung - bewährt. 

In den Jahren 1983 bis 1986 sind rund 2,8 Millionen 
Ausbüdungsverträge abgeschlossen worden, das sind 
rund 250 000 mehr als in den vier Jahren zuvor. Nach 
den bisher vorliegenden Zwischenergebnissen der 
Berufsberatungsstatistik der Bundesanstalt für Arbeit 
und der Kammern bestehen gute Voraussetzungen, 
daß der immer noch hohen Nachfrage der Jugend- 
lichen nach Ausbüdungsplätzen in diesem Jahr ein 
hohes Gesamtangebot gegenüber gestellt werden 
kann. 

Die Ausbildungsplatzbilanzen der letzten Jahre und 
auch die Entwicklung der Ausbüdungsplatzsituation in 
diesem Jahr zeigen, daß es richtig war und ist, auf das 
freiwilhge Engagement der ausbüdenden Wirtschaft 
zu setzen, die Rahmenbedingungen für die berufliche 
Büdung zu verbessern und gleichzeitig durch flankie- 


rende Maßnahmen dort Hüfen zu geben, wo dies not- 
wendig ist. An dieser erfolgreichen Pohtik wird die 
Bundesregierung auch in Zukunft festhalten. 

Eine abgeschlossene Berufsausbildung verbessert die 
Arbeitsmarktchancen nach wie vor erheblich. Der 
deutliche Rückgang der Zahl der arbeitslosen Jugend- 
lichen mit abgeschlossener Berufsausbildung beweist, 
daß sich AusbUdung in jedem Fall lohnt. 91 % der 
Absolventen haben nach Abschluß der Ausbüdung 
keine schwerwiegenderen Berufsstartprobleme. 

Berufliche Qualifizierung dient der Sicherung beste- 
hender Beschäftigungsverhältnisse und verbessert die 
Vermittlungsfähigkeit von Arbeitslosen. Dies zeigt sich 
deutlich sowohl anhand der spezifischen Arbeitslosen- 
quoten wie auch bezüglich der Dauer der Arbeitslosig- 
keit. Die spezifische Arbeitslosenquote liegt bei der 
Gruppe ohne abgeschlossene Berufsausbildung etwa 
dreimal so hoch wie bei derjenigen mit abgeschlosse- 
ner Berufsausbüdung. Nach der Analyse der Bewe- 
gungsvorgänge am Arbeitsmarkt der Bundesanstalt für 
Arbeit vom Mai/Juni 1985 betrug die Dauer der Ar- 
beitslosigkeit bei Abgängen aus der Arbeitslosigkeit 
bei Arbeitslosen ohne abgeschlossene BerufsausbU- 
dung im Durchschnitt 7,7 Monate, während die ent- 
sprechende Dauer bei Arbeitslosen mit abgeschlosse- 
ner Berufsausbüdung im Durchschnitt bei 6,2 Monaten 
lag. Gemäß einer Untersuchung des Instituts für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung werden 66 % der- 
jenigen, die im 1. Quartal eines Jahres als zuvor 
Arbeitslose eine berufliche WeiterbUdungsmaßnahme 
abgeschlossen haben, bis zum Ende des 2. Quartals 
wieder in das Arbeitsleben ein ge gliedert. Die Bundes- 
regierung hat daher auf der Grundlage des Gesetzes 
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zur Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes - 
7. AFG-Novelle - (in Kraft getreten am 1. Januar 1986) 
alle Beteiligten zu einer umfassenden Qualifizierungs- 
offensive aufgerufen. 

Das weiter wachsende Arbeitsplatzvolumen kommt 
insbesondere ausgebildeten jungen Leuten zugute. In 
einzelnen Berufen gibt es zweifellos beim Übergang 
von Jugendhchen nach der Ausbildung in die Berufs- 
tätigkeit lösungsbedürftige Probleme. In vielen Fällen 
handelt es sich dabei um Berufe, die bei den Jugend- 
lichen besonders gefragt sind. 

Die Ausbildungsgänge müssen der technischen Ent- 
wicklung angepaßt, in Einzelfällen müssen auch neue 
Berufe geschaffen werden. Diesen Anforderungen ent- 
spricht die Bundesregierung in enger Zusammenarbeit 
mit den Sozialpartnern, 

Die Praxisnähe der Beruf sausbüdung im dualen 
System gewährleistet in diesem Bereich eine weit- 
gehende Abstimmung von Büdungs- und Beschäfti- 
gungssystem. 

Auch im internationalen Vergleich zeigt sich, daß das 
duale System der Berufsausbildung besonders gut in 
der Lage ist, die für eine erfolgreiche Berufstätigkeit 
erforderhchen Qualifikationen zu vermitteln. Die 
Jugendarbeitslosigkeit ist in der Bundesrepubhk 
Deutschland erhebhch geringer als in vergleichbaren 
Ländern der Europäischen Gemeinschaft mit anderen 
Berufsausbüdungssystemen. 

Der zunehmende Einsatz moderner Techniken und die 
sich rasch wandelnden beruflichen Anforderungen auf 
allen Qualifikationsebenen führen allerdings dazu, daß 
das in der Berufsausbüdung einmal erworbene Wissen 
immer weniger ein Leben lang ausreicht. Berufliche 
Weiterbüdung wird daher für den einzelnen, die Wirt- 
schaft und die Gesellschaft immer wichtiger. Dabei 
muß die berufliche Büdung - Berufsausbildung und 
berufliche Weiterbildung - mehr als in der Vergangen- 
heit im Zusammenhang gesehen werden. Berufliche 
Weiterbildung soll es auf der Grundlage der Berufsaus- 
bildung ermöghchen, die beruflichen Kenntnisse und 
Fertigkeiten zu erhalten, zu erweitern, der technischen 
Entwicklung anzupassen, beruflich aufzusteigen oder 
eine andere berufhche Tätigkeit aufzunehmen. Der 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hat in 
seinen „Thesen zur Weiterbildung'' vom April 1985 
bildungspohtische Leitiinien für die berufliche Weiter- 
bildung dargelegt. 

Berufliche Weiterbildung ist in besonderer Weise auf 
die Anforderungen des Beschäftigungssystems ausge- 
richtet. Sie muß daher praxisnah ausgestaltet sein, um 
die neu erworbenen Kenntnisse und Fertigkeiten un- 
mittelbar im Beruf umsetzen zu können. Berufliche 
Weiterbildung umfaßt dabei nicht immer nur fachliche 
Anforderungen im engeren Sinne, so notwendig diese 
sind. Zur Ausübung qualifizierter Berufstätigkeiten auf 
allen Ebenen sind heute darüber hinaus Verantwor- 
tungsbewußtsein, Ideenreichtum, Fähigkeit zu Initia- 
tiven und zur Zusammenarbeit, Umsicht und Mitden- 
ken gefragt. Diese Fähigkeiten müssen ebenfalls durch 
berufliche Weiterbüdung vermittelt werden. Sie die- 


nen nicht nur der besseren Bewältigung der beruf- 
hchen Aufgaben, sondern kommen auch den Möghch- 
keiten der Arbeitnehmer zugute, Mitwirkungs- und 
Mitbestimmungsrechte sachgerecht und effektiv aus- 
zuüben. Die direkte Vermittlung von Kenntnissen zur 
Verbesserung der Mitbestimmungsmöglichkeiten und 
der pohtischen Kompetenz ist dagegen nicht Aufgabe 
der beruflichen Weiterbildung. 

Den unterschiedlichen Bedürfnissen des einzelnen und 
dem Bedarf des Beschäftigungssystems entspricht am 
ehesten ein differenziertes Weiterbüdungsangebot, 
das sich rasch auf die jeweilige Nachfrage einstellen 
kann. Ein solches anpassungsfähiges und innovatives 
Weiterbüdungssystem muß sich nach Auffassung der 
Bundesregierung in einem offenen Weiterbildungs- 
markt mit vielfältigen Initiativen, einer Vielzahl von 
Weiterbüdungsträgern sowie durch ein hohes Maß an 
Rexibilität und Gestaltungsfreiheit entwickeln. Die 
Plurahtät der Trägerschaft ist eine unverzichtbare Vor- 
aussetzung für die weitere gedeihhche Entwicklung; 
ein Monopol für staathche oder Öffenthche Weiterbü- 
dungsangebote darf es nach Auffassung der Bundesre- 
gierung nicht geben. Staathche Planung und Lenkung 
sowie eine staatlich organisierte Weiterbüdung wür- 
den einem solchen freien und nachfrageorientierten 
beruflichen Weiterbüdungssystem v/idersprechen. Im 
Interesse einer möglichst hohen Anpassungsfähigkeit 
sollte dieser Bildungsbereich nicht so verrechthcht 
werden wie der Schul- und Hochschulbereich. Rechts- 
vorschriften des Bundes kommen nach Auffassung der 
Bundesregierung jedenfalls nur dann in Betracht, 
wenn auf der Grundlage vorhegender Erfahrungen 
längerfristig ein Bedarf an der staaüichen Anerken- 
nung einer entsprechenden, bundeseinheithch gere- 
gelten beruflichen Qualifikation im Beschäftigungs- 
system besteht. 

Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß die 
berufliche Weiterbildung an einer zunehmenden Zer- 
sphtterung leidet. Sie sieht vielmehr die große Vielfalt 
an Weiterbildungsangeboten als einen Vorzug des 
deutschen Weiterbüdungssystems an, den es zu erhal- 
ten güt. Betriebhche Weiterbüdungsangebote für die 
eigenen Mitarbeiter orientieren sich sicherlich vorran- 
gig am betriebswirtschaftlichen Interesse des Unter- 
nehmens. Dies kommt jedoch auch den Interessen der 
Arbeitnehmer an gesicherter Beschäftigung und beruf- 
hcher Perspektive entgegen. Darüber hinaus wird die 
berufliche Wiedereingliederung Arbeitsloser nach- 
weisbar durch ihre Teilnahme an betrieblicher Weiter- 
büdung gefördert. 

Auch die außerbetriebliche berufliche Weiterbildung 
kommt sowohl den Arbeitnehmern als auch den Unter- 
nehmen zugute. 

Die Bundesregierung verkennt nicht, daß berufliche 
Weiterbildungsangebote sich derzeit in besonderem 
Maße an qualifiziertere Berufstätige richten. Die Pohtik 
der Bundesregierung ist daher auch darauf ausgerich- 
tet, schwächer qualifizierte Zielgruppen stärker ein- 
zubeziehen und der nachwachsenden Generation die 
Chance einer Berufsausbildung auch als Grundlage 
der beruflichen Weiterbildung zu geben. 


2 



Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


Drucksache 1 0/6085 


Die Bundesregierung begrüßt und ermuntert die viel- 
fältigen privaten Bemühungen, durch höhere Qualifi- 
zierung die Mobilität der Arbeitnehmer in den einzel- 
nen Bereichen und Regionen der Wirtschaft wie auch 
in den einzelnen Berufen zu erhöhen, um die mit dem 
Strukturwandel verbundenen Zukunftschancen wir- 
kungsvoller nutzen zu können. Sie anerkennt aus- 
drücklich die großen inner- und außerbetrieblichen 
Anstrengungen bei der beruflichen Weiterbildung und 
bejaht die wachsende Kooperationsbereitschaft auf 
diesem Gebiet. Dies hat mit dazu beigetragen, daß der 
unumgängliche strukturelle Anpassungsprozeß in der 
Wirtschaft deutlich vorangekommen ist. 

Staatliche und damit auch öffentliche Aufgabe ist es, 
im Rahmen der gesetzlichen Zuständigkeiten und 
finanziellen Möghchkeiten einen Beitrag zur Siche- 
rung und zum Ausbau dieses freien Weiterbildungs- 
systems zu leisten. Die Bundesregierung nimmt dabei 
ihre Verantwortung schwerpunktmäßig durch Förde- 
rung, Forschung und Entwicklung, Modellversuche 
und durch Ordnungsregelungen wahr. Ziel dieser 
Maßnahmen ist es u. a., 

— den Arbeitslosen und den Berufstätigen die Teil- 
nahme an Maßnahmen der beruflichen Weiterbil- 
dung zu ermöglichen oder zu erleichtern, 

— die Grundlagen der beruflichen Weiterbildung wis- 
senschaftlich zu klären, 

— die Entwicklung und Erprobung neuer Weiterbil- 
dungsangebote, z. B. für Frauen oder im Bereich der 
neuen Techniken, zu initiieren sowie 

— durch Prüfungsregelungen für geeignete Fortbil- 
dungsabschlüsse zur Erhöhung der Qualität, Mobi- 
lität und Transparenz sowie Attraktivität der beruf- 
lichen Weiterbildung und damit auch zur Anerken- 
nung der beruflichen Bildung als gleichwertigen 
Teil des Bildungswesens beizutragen. 

Im Vordergrund der Förderung nach dem Arbeitsför- 
derungsgesetz steht derzeit die Qualifizierung der 
Arbeitslosen, um ihre individuellen Vermittlungschan- 
cen zu erhöhen. Dabei geht es nicht nur um die Förde- 
rung von Arbeitslosen ohne Berufsausbildung, die 
Ende September 1985 rund 50 % der Arbeitslosen aus- 
machten, sondern auch um die Verbesserung der Ver- 
mittlungsaussichten von jungen Ausgebildeten, die im 
Anschluß an ihre Berufsausbildung nicht sofort einen 
Arbeitsplatz bekommen. 

Nachdem im Jahr 1981 durch das Arbeitsförderungs- 
Konsolidierungsgesetz (AFKG) die Förderung der 
beruflichen Fortbildung und Umschulung nach dem 
Arbeitsförderungsgesetz (AFG) insbesondere für 
Nichtbeitragszahler zur Bundesanstalt für Arbeit, wozu 
in großem Umfang auch Frauen gehören, einge- 
schränkt worden war, wurden die Förderungsbestim- 
mungen durch das Beschäftigungsförderungsgesetz (in 
Kraft getreten am 1. Mai 1985) und die 7. AFG-Novelle 
wesentlich verbessert. So werden nunmehr bei Arbeit- 
nehmern, die zeitweilig wegen der Betreuung von Kin- 
dern aus dem Erwerbsleben ausgeschieden sind, fünf 
statt vier Jahre für jedes betreute Kind berücksichtigt; 
die Zeiten werden zudem kumuliert. Darüber hinaus 


werden Kinderbetreuungszeiten unbegrenzt berück- 
sichtigt, wenn die Aufnahme einer Beschäftigung zur 
Sicherung des Lebensunterhaltes notwendig ist. Zur 
besseren Vereinbarkeit von Familienpflichten und 
beruflicher Weiterbildung nach einer famüienbeding- 
ten Unterbrechung der Erwerbstätigkeit wird nach der 
gesetzlichen Neuregelung bei Teilnahme an Teilzeit- 
bildungsmaßnahmen ein Teilunterhaltsgeld gezahlt, 
wenn die Teilnahme an ganztägigen Bildungsmaß- 
nahmen wegen familiärer Verpflichtung nicht möglich 
ist. 

Diese Maßnahmen zeigen das Bestreben der Bundes- 
regierung, dem besonderen beruflichen Werdegang 
von Frauen mit Kindern Rechnung zu tragen. Es ist 
aber notwendig, die Teilnahme von Frauen an beruf- 
lichen Weiterbildungsmaßnahmen weiter zu steigern, 
da sie bisher noch unterrepräsentiert sind. 

Erhebliche Bedeutung bei der Vermittlung beruflicher 
Qualifikationen kommt auch dem Fernunterricht zu. 
Fernunterricht und Fernstudium ermöglichen es, sich 
neben dem Beruf örtlich und zeitlich ungebunden wei- 
terzubilden. Die Vorteile des Lernens im Fernunter- 
richt werden auch zunehmend für den Bereich der 
betrieblichen Weiterbildung erkannt. Die Bundes- 
regierung erwägt keineswegs eine „Rückentwicklung 
staatlicher Rahmenrichtlinien". Mit Hilfe des Fernun- 
terrichtsschutzgesetzes ist es gelungen, einen früher 
unkontrolherten und teilweise in Mißkredit stehenden 
Markt transparent und für die Bildung attraktiv zu 
machen. Jedoch hat sich gezeigt, daß dieses Gesetz 
nach lOjähriger Geltung einer Überprüfung hinsicht- 
hch seiner Wirksamkeit bedarf. Es ist daher erforder- 
lich, die bestehenden Vorschriften darauf zu überprü- 
fen, ob sie sowohl einen ausreichenden Verbraucher- 
schutz als auch günstige Bedingungen für die Anbieter 
gewährleisten, um auf aktuelle Bildungsbedürfnisse 
rasch reagieren zu können. 

Je schneller sich die wissenschaftlich-technische Ent- 
wicklung vollzieht, desto stärker wächst auch der 
Bedarf an wissenschaftlicher Weiterbildung, die dem 
Wissenschaftstransfer dient. Schon heute wird wissen- 
schaftliche Weiterbildung in sehr unterschiedlichen 
Formen und von unterschiedlichen Trägern angebo- 
ten. Diese Bemühungen müssen verstärkt werden. Ins- 
besondere die Hochschulen werden ihre gesetzliche 
Aufgabe, weiterbildende Studien anzubieten, in wach- 
sendem Umfang wahrnehmen müssen. 

Neben der besseren beruflichen Qualifikation der 
Fachkräfte, insbesondere im Hinblick auf die neuen, 
durch den stärkeren Einsatz von modernen Techniken 
bedingten beruflichen Anforderungen ist und bleibt 
wichtigste Voraussetzung zum Abbau der Arbeitslosig- 
keit die Sicherung und Erhaltung der vorhandenen 
Arbeitsplätze sowie die Schaffung neuer Arbeits- und 
Beschäftigungsmöglichkeiten. Dieses Ziel läßt sich nur 
durch eine Politik wirksam und mit nachhaltigem 
Erfolg erreichen, die günstige Rahmenbedingungen 
sicherst eilt für eine dynamische Wirtschaft als Voraus- 
setzung für notwendige wirtschaftlich-strukturelle 
Anpassungsprozesse, für die Erschließung neuer Auf- 
gaben- und Produktionsfelder und damit für ein stetes 
wirtschaftliches Wachstum. Wirtschaftswachstum ist 
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dabei nicht nur abhängig von den Sachinvestitionen, 
sondern auch von Qualifizierungsinvestitionen. 

Zu den Fragen der Großen Anfrage nimmt die Bundes- 
regierung im einzelnen wie folgt Stellung; 


/. Inhalte und Adressaten der beruflichen Weiter- 
bildung 

1. Welche Schwerpunkte soll die von der Bundes- 
regierung propagierte Qualifizierungsoffensive 
haben, und wie beabsichtigt die Bundesregierung 
diese Schwerpunkte zu verwirklichen? 

Berufliche Weiterbildung bedeutet Zukunftsinvesti- 
tionen sowohl für den einzelnen als auch für die Wirt- 
schaft. Ziel der beruflichen Weiterbildung ist u. a, die 
Verbesserung der Vermittlungs Chancen der Arbeits- 
suchenden, die Sicherung der Arbeitsplätze der 
Beschäftigten und die Verbesserung der Vorausset- 
zungen zur Schaffung neuer Arbeits- und Beschäfti- 
gungsmöglichkeiten. Die Bundesregierung hält daher 
zusätzliche Anstrengungen zur beruflichen Qualifizie- 
rung für notwendig. 

Sie hat zusammen mit den Sozialpartnern zu einer 
umfassenden Quahfizierungsoffensive aufgerufen. Mit 
den Vorschriften des AFG und insbesondere der 
7. AFG-Novelle steht das zur Durchset?ung dieser 
Offensive notwendige Instrumentarium staathcher 
Arbeitsmarktpolitik zur Verfügung. Schwerpunkte der 
von der Bundesregierung initiierten Qualifizierungs- 
offensive sind u, a. : 

— eine verstärkte berufliche Qualifizierung von 
Arbeitslosen, insbesondere Langzeitarbeitslosen 
und älteren Arbeitslosen, 

— die Förderung von Teüzeitbüdungsmaßnahmen 
durch Teil-Unterhaltsgeld bei gleichzeitiger Teü- 
zeitbeschäftigung für Arbeitnehmer bis zum 
25. Lebensjahr, die einen Vollzeitarbeitsplatz 
suchen, sowie für Arbeitnehmer, die wegen der 
Betreuung von Kindern zeitweilig aus dem 
Erwerbsleben ausgeschieden sind und wegen fort- 
bestehender häuslicher Bindung nicht an einer 
ganztägigen Maßnahme teilnehmen können, 

— die verstärkte Förderung von arbeitslosen Berufs- 
anfängern nach abgeschlossener Ausbüdung, 

— die Gewährung von Einarbeitungszuschüssen auch 
bei befristeten Arbeitsverhältnissen, 

— die Erhöhung des Unterhaltsgeldes für Teilnehmer 
an beruflichen Bildungsmaßnahmen. 

Die Haushaltsansätze der Bundesanstalt für Arbeit für 
Maßnahmen der beruflichen Büdung sind gegenüber 
dem Vorjahr in 1986 um rd. 1 Mrd. DM erhöht worden. 
Die Zahl der Eintritte in Maßnahmen soll um 10 bis 
15 % gesteigert werden. 

Besonderes Gewicht legt die Bundesregierung auch 
auf die Gewinnung zusätzlicher betrieblicher Kapazi- 
täten für die berufliche Weiterbildung, da Maßnahmen 


in den Betrieben nach vorliegenden Erfahrungen für 
die Wiedereingliederung von Arbeitslosen besonders 
geeignet sind. 

Die Spitzenverbände der Wirtschaft haben der Bundes- 
regierung zur Ausweitung der betrieblichen Kapazi- 
täten eine Zusage gemacht. Die Bundesregierung be- 
grüßt die vielfältigen Initiativen der Wirtschaftsver- 
bände zur Einhaltung dieser Zusage. Dabei steht sie in 
ständigem Kontakt mit den betreffenden Stellen. 

Notwendig sind ferner folgende Maßnahmen: 

— Verbesserung der beruflichen Qualifikation im Hin- 
blick auf den zunehmenden Einsatz moderner 
Technik, 

— gezielte Hüfen für Frauen, z. B. beim Wiedereintritt 
in das Erwerbsleben nach der Familienphase, 

— Vermittlung einer nachträglichen Berufsausbildung 
(Nachquahfizierung) zur Verbesserung der Be- 
schäftigungschancen, 

— Erhaltung und Vertiefung der erreichten Qualifi- 
kation bei längerer Arbeitslosigkeit, 

— Vemüttlung von Zusatzqualifikationen, insbeson- 
dere an der sog. zweiten Schwelle, 

— Förderung von überbetrieblichen Aus- und Weiter- 
bildungsstätten. 

Beispielhaft wird auf folgende Maßnahmen hinge- 
wiesen: 

Die Weiterbüdung von Frauen hat entsprechend dem 
von der Bundesregierung vertretenen gesellschaftspo- 
litischen Konzept drei Schwerpunkte, und zwar Wei- 
terbildung von Frauen während der Famüienphase 
und nach der Fanülienphase für eine berufliche oder 
ehrenamtliche Tätigkeit, Qualifizierung von Frauen für 
den beruflichen Aufstieg und Maßnahmen für arbeits- 
lose Frauen, besonders durch die Erarbeitung an- 
spruchsvoller Tätigkeitsfelder im Bereich der „Neuen 
Technologien". Durch den verstärkten Einsatz neuer 
Techniken, insbesondere im Dienstleistungssektor, in 
dem ein hoher Anteil der berufstätigen Frauen 
beschäftigt ist, gewinnt die berufliche Weiterbildung 
^für Frauen immer mehr an Bedeutung. 

Die von der Bundesregierung im Rahmen der Qualifi- 
zierungsoffensive verstärkt durchgeführten Förde- 
rungsmaßnahmen zur qualitativen Verbesserung der 
Berufsbildung für Mädchen und Frauen haben insbe- 
sondere folgende Zielsetzungen: 

— Beseitigung der gegenüber Männern höheren 
Arbeitslosigkeit von Frauen, 

— positive Einstellung bei Betrieben (insbesondere bei 
Klein- und Mittelbetrieben sowie im Handwerk) 
hinsichthch Ausbildung und Beschäftigung von 
Frauen, 

— Vergrößerung des Spektrums der Ausbüdungs- 
berufe im Bewußtsein der Mädchen, Eltern, Berufs- 
berater u. a. (56 % der Mädchen konzentrieren sich 
auf 10 Ausbüdungsberufe, 81 % auf 25, wählbar 
sind rund 400 Berufe), 
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— Erhöhung der Qualität der Berufsausbildung in 
Berufen mit hohem Frauenanteil, 

— Förderung der Akzeptanz von Frauen und Mädchen 
in frauenuntypischen Berufen bei männlichen Kol- 
legen, bei Kunden und in der öffentiichkeit. 

Die 1978 begonnene und 1985 erfolgreich abgeschlos- 
sene Modellversuchsreihe „Mädchen in gewerblich- 
technischen Berufen" hat gezeigt, daß eine gewerb- 
lich-technische Ausbildung auch für Mädchen sinnvoll 
und möghch ist. Die Modellversuchsreihe hat breite 
öffentiiche Resonanz gefunden und dazu beigetragen, 
daß die Berufswahlmöghchkeiten junger Frauen brei- 
ter geworden sind. Diese Entwicklung muß nun ge- 
festigt und bestärkt werden. 

Weitere Modellversuche im Bereich „Qualifizierung 
für Frauen" sind bereits angelaufen oder vorgesehen, 
so z. B. informationstechnologische Grund- und Fach- 
büdung im Berufsschulunterricht von Arzt-, Zahnarzt- 
und Apothekenhelferinnen, Lemangebote zum Com- 
putereinsatz an hauswirtschaftlichen Berufs- und 
Berufsfachschulen, Informationstechnologien in der 
Fachausbüdung der Hauswirtschaftsleiterinnen, Nach- 
qualifizierung von Frauen in metallverarbeitenden und 
landschaftspflegerischen Berufen, Umschulung allein- 
erziehender Sozialhilfeempfängerinnen, Mädchen und 
neue Technologien in mehreren Beruf sfeldem. 

Zur Vermittlung einer nachträglichen Beruf sausbü- 
dung (Nachqualifizierung) zwecks Verbesserung der 
Beschäftigungschancen fördert der Bundesminister für 
Büdung und Wissenschaft eine „Modellversuchsreihe 
zur beruflichen Qualifizierung von Erwachsenen, die 
keine abgeschlossene Berufsausbüdung haben und ein 
besonderes Arbeitsmarktrisiko tragen". Ziel dieser 
Modellversuchsreihe ist die Entwicklung und Erpro- 
bung von Maßnahmen zur Umschulung Erwachsener, 
die aufgrund ihrer sozialen Situation, schulischer De- 
fizite, wegen ihrer Nationalität oder wegen ihres 
Geschlechts bisher keine volle berufliche Qualifizie- 
rung erreicht haben. Besonders betroffen sind Erwach- 
sene, die aus mehreren dieser auf gezählten Gründe 
benachteiligt sind. Da diese Erwachsenen besonders 
stark von Arbeitslosigkeit bedroht oder bereits arbeits- 
los sind, ist ihre berufliche Qualifizierung von großer 
Bedeutung für eine dauerhafte Einghederung in das 
Beschäftigungssystem. 

Zusatzqualifikationen ergänzen bisher erworbene 
Qualifikationen und sind auf konkrete Anwendungs- 
möghchkeiten im Beruf und am Arbeitsplatz gerichtet. 
Dies bedeutet auch, daß mit Zusatzquaüfikationen 
Kenntnisse und Fertigkeiten erworben werden sollen, 
die nach Möghchkeit auf künftige Entwicklungen vor- 
bereiten. Ziel ist es, über Aus- und Fortbüdungsord- 
nungen hinaus zusätzliche Quaüfikationen anzubieten 
(vgl. auch Antwort zu Frage 13). 

Bimd, Länder und die Bundesanstalt für Arbeit fördern 
seit langem den Bau, die Ausstattung und unter 
bestimmten Voraussetzungen auch das Betreiben 
überbetriebhcher beruflicher Aus- und Weiterbü- 
dungsstätten, die besonders Lehrhngen und Mitar- 
beitern kleiner und mittlerer Betriebe zusätzhche Qua- 


hfizierungsmaßnahmen ermöghchen. Sie stellen eine 
über das ganze Gebiet der Bundesrepublik Deutsch- 
land verbreitete Infrastruktur der beruflichen Büdung 
in der Trägerschaft der Wirtschaft dar; sie werden 
zunehmend für Aufgaben der beruflichen Weiterbü- 
dung genutzt und erbringen auch Leistungen des 
Technologietransfers für kleine und mittlere Betriebe, 
besonders des Handwerks. Der Bund hat hierfür 1985 
insgesamt 215 Mio. DM bereitgestellt. 


2. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die 
„Qualifizierungsoffensive" ohne Steuerungsin- 
strumente auskommt, und worauf gründet sie ihre 
Annahme? 

In der beruflichen Weiterbüdung kommt es grundsätz- 
hch weniger auf „Steuerung" als auf angemessene 
Rahmenbedingungen für die Entwicklung eines nach- 
frage- und zugleich bedarfsorientierten Angebotes an. 

Im Rahmen der staathchen Arbeitsmarktpohtik steht 
der Bundesregierung das AFG als Steuerungsinstru- 
ment für die Qualifizierungsoffensive zur Verfügung. 

Die Arbeitsämter sind durch einen Runderlaß des Vor- 
standes der Bundesanstalt für Arbeit unter maßgeb- 
hcher Beteiligung der Bundesregierung zu besonderen 
Initiativen im Rahmen der Qualifizierungsoffensive 
auf gerufen worden. Zielrichtung ist hierbei die Steige- 
rung der Teünehmerzahlen an beruflichen Büdungs- 
maßnahmen sowie eine bessere Abstimmung des För- 
derungsangebots auf den Bedarf am Arbeitsmarkt und 
die verstärkte Nutzung praxisnaher Qualifizierung. Ein 
weiterer Runderlaß der Hauptstelle der Bundesanstalt 
für Arbeit gibt den Arbeitsämtern beispielhafte Hin- 
weise für ^e praktische Umsetzung der Quahfizie- 
rungsoffensive. Zur Ermittlung des Bedarfs arbeitet die 
Bundesanstalt für Arbeit eng mit den Betrieben, Wirt- 
schaftsverbänden und Tarifpartnern zusammen, die 
auch in den Selbstverwaltungsgremien der Bundes- 
anstalt für Arbeit vertreten sind. 

Die Aufrufe der Bundesregierung zur Teünahme an 
beruflichen Weiterbüdungsmaßnahmen und die Akti- 
vitäten der Arbeitsämter zeigen bereits positive Ergeb- 
nisse. So konnten im ersten Halbjahr 1986 die Eintritte 
in berufliche Fortbüdungsmaßnahmen gegenüber dem 
entsprechenden Vorjahreszeitraum um 21,7 % und die 
in Umschulungsmaßnahmen um 28,4 % gesteigert 
werden. Die Bundesregierung steht in Kontakt mit den 
Spitzenverbänden der Wirtschaft wegen der Bereitstel- 
lung zusätzhcher betriebhcher Weiterbüdungskapazi- 
täten, insbesondere für die Qualifizierung von Arbeits- 
losen. 


3. Sind finanzielle Anreize für Teilnehmer, Betriebe 
oder Träger geplant, die über die Änderungen 
der 7. Novelle zum Arbeitsfördenmgsgesetz, die 
nach Einschätzung der Vizepräsidentin der Bun- 
desanstalt für Arbeit nur für 20 000 bis 30 000 Per- 
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sonen reichen werden, hinausgehen; zum Bei- 
spiel 

— Rücknahme der Kürzimg des Unterhaltsgel- 
des imd dessen Anhebung auf einheitlich 
75%, 

— Öffnung der Fortbildung und Umschulung für 
Nichtbeitragszahler (Hochschulabsolventen, 
schulisch Qualifizierte), 

— Abschaffung der Darlehensregelung 
( „ Zweckmäßigkeitsfälle " ) ? 

Die Neueintritte in Bildungsmaßnahmen sind von 
265 500 im Jahr 1982 auf 409 300 im Jahr 1985, also um 
54%, gestiegen, ln den ersten sechs Monaten des 
Jahres 1986 konnte die Zahl der Neueintritte gegen- 
über der gleichen Zeit des Vorjahres nochmals um 
24,4% erhöht werden. Damit sind bis Ende Juni 1986 
über 46 600 Personen mehr in Büdungsmaßnahmen 
eingetreten als in der gleichen Zeit des Vorjahres. 

Mit den Verbesserungen und Ausweitungen der För- 
derungsleistungen nach dem AFG durch die 7. AFG- 
Novelle sind die Anreize und Möghchkeiten für Teil- 
nehmer an beruflichen Bildungsmaßnahmen, deren 
Träger und auch für Betriebe wesenthch verstärkt und 
erweitert worden. Die in der 7. AFG-Novelle enthalte- 
nen Verbesserungen erreichen nicht nur 20 000 bis 
30000 zusätzhche Personen: alle Teünehmer an Bü- 
dungsmaßnahmen profitieren hiervon, beispielsweise 
von der Erhöhung des Unterhaltsgeldes. 

Über die 7. AFG-Novelle hinausgehende Verbesserun- 
gen sind zur Zeit nicht geplant; die Ergebnisse der 
Anstrengungen im Rahmen der Qualifizierungsoffen- 
sive imd der 7. AFG-Novelle werden ausgewertet. 


4. Welche Maßnahmen will die Bundesregienmg er- 
greifen, um die Qualität, die Vergleichbarkeit und 
die außerbetriebliche Verwertbarkeit der ver- 
schiedenen Weiterbüdungsaktivitäten zu sichern, 
und welche Konsequenzen wurden bisher aus 
dem Gutachten der Treuarbeit AG zur „Effektivi- 
tät vmd Wirtschaftlichkeit der Arbeitsverwaltung" 
gezogen, das ausführlich auf Qualität vmd Kosten 
im Fortbüdvmgs- vmd Umschulvmgsbereich ein- 
geht? 

Ist daran gedacht - ähnlich wie bei der Zulassvmg 
berufsbüdender Femlehrgänge die Qualität 
von Weiterbüdvmgsmaßnahmen nüt Hilfe eines 
qualitativen Bewertungsrasters feststellen zu 
lassen? 

Ziel der Förderung der beruflichen Weiterbüdung ist 
die Verbesserung der beruflichen Chancen der Arbeit- . 
nehmer sowie die Wiedereingliederung Arbeitsloser in 
das Erwerbsleben. Die Arbeitsämter ebenso wie die 
Büdungsträger orientieren sich daher sowohl hinsicht- 
lich der Qualität als auch des Zieles der Maßnahmen in 
erster Linie an den arbeitsmarktlichen Bedürfnissen. 
Fachkundige Stellen wie Kammern, Innungen oder 
Verbände werden bei Planung vmd Vorbereitvmg von 
Auftragsmaßnahmen hinzugezogen. Zusammen mit 
der Auswertimg der Ergebnisse von Modellmaßnah- 


men gewährleistet dies eine ständige Anpassung der 
Maßnahmen an neue berufliche Anforderungen, ins- 
besondere auch an neueste Techniken und Erkennt- 
nisse. Hierdurch wird auch den Forderungen des Gut- 
achtens der Treuarbeit AG Rechnung getragen. 

Die Bundesregierung lehnt eine staathche Qualitäts- 
prüfung und -feststellung von Weiterbüdungsangebo- 
ten für alle beruflichen Weiterbüdvmgsangebote aus 
grundsätzhchen Erwägungen ab. 

In den Bereichen, in denen die Teünahme an Maßnah- 
men der beruflichen Weiterbüdung aus öffentlichen 
Mitteln gefördert wird oder ein besonderes öffentliches 
Interesse, z. B. am Verbraucherschutz, besteht, werden 
aUerdings bestimmte Mindestanforderungen für die 
Weiterbüdungsmaßnahme gesteht. Das trifft z.B. für 
die Förderung nach dem AFG oder für das Femimter- 
richtsschutzgesetz zu (vgl. dazu die Vorbemerkung 
und auch Antwort zu Frage 27). 

Hinsichtlich der mit dem Gutachten der Treuarbeit AG 
zusammenhängenden Fragen zur Festlegung vmd 
Sicherung der Qualität von Aüftragsmaßnahmen 
arbeiten das Bundesinstitut für Beruf sbüdung und die 
Bundesanstalt für Arbeit eng zusammen. Im Rahmen 
des Projekts „Qualität vmd Wirtschaftlichkeit beruf- 
hcher Weiterbüdung" des Bundesinstituts für Beruf s- 
büdvmg werden in gemeinsamer Arbeit mit der Bun- 
desanstalt Arbeitshüfen vmd Instrumente entwickelt, 
die den Mitarbeitern der Arbeitsämter im Bereich Fort- 
büdvmg und Umschvüung die kompetente Wahrneh- 
mvmg ihrer Aufgaben erleichtern bzw. ermöglichen 
soUen. Die nach und nach zu entwickelnden Arbeits- 
hüfen, wie z. B. die bisher im einzelnen ausgearbeite- 
ten Vorschläge für eine „Übersicht über das regionale 
Weiterbüdungsangebot" oder einen „Fragebogen für 
Teünehmer", der der QualitätskontroUe und -siche- 
nmg während der Maßnahme dient, sind Bausteine 
eines Leitfadens für die Förderungspraxis, der zugleich 
als Grvmdlage eines Fortbüdvmgsprogramms für die 
zuständigen Mitarbeiter der Arbeitsämter anzvüegen 
ist. 

Im Rahmen der Arbeiten ist auch vorgesehen, den 
Mitarbeitern der Arbeitsämter Arbeitshüfen an die 
Hand zu geben, die es ihnen erleichtern soUen, Auf- 
tragsfnaßnahmen der Arbeitsämter nach Qualitätskri- 
terien und Wirtschaftiichkeitsaspekten zu beurteüen, 
zu gestalten und begleitend zu kontrollieren. Für die 
Festlegvmg und Sicherung der Qualität der Weiterbü- 
dungsaktivitäten soUen sowohl maßnahme- als auch 
trägerbezogene Kriterien herangezogen werden; 
außerdem soUen Informationen und Daten über den 
Erfolg der bisherigen Büdungsarbeit eines Trägers 
bzw. einer Einrichtung für eine vmter WirtschaftUch- 
keitsüberlegungen zu vergebende Auftragsmaßnahme 
Berücksichtigung finden. 

Dieses QuaUtätskonzept soU regional ausgerichtet 
sein: Die Mitarbeiter der Arbeitsämter soUen verstärkt 
in die Lage versetzt werden, ihre Verantwortung für 
die von ihnen zu vergebenden Büdungsmaßnahmen 
vmter Berücksichtigung der regionalen Arbeitsmarkt- 
und Weiterbüdimgs Verhältnisse selbständig wahmeh- 
men zu können. 
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Das angestrebte Qualitätsraster ist auf die Beurteilung 
und Gestaltung von Auftragsmaßnahmen bezogen; es 
soll neben das „Instrumentarium zur Begutachtung 
beruflicher Erwachsenenbüdungsmaßnahmen gemäß 
§ 34 AFG" treten, das zur Beurteilung und Bewertung 
von freien Maßnahmen Anfang der 70er Jahre vom 
BIBB entwickelt wurde und seit 1976 in der Praxis der 
Arb eit s Verwaltung eingesetzt wird. 


5. Wie viele geregelte Fortbildungen (Prüfungsord- 
nungen und Rahmenstoffpläne) auf der Grundla- 
ge des § 46 BBiG und wieviel geregelte Umschu- 
lungen auf der Grundlage des § 47 BBiG gibt es 
zur Zeit in der Bundesrepublik Deutschland ein- 
schließlich Berlin (West)? 

Für die berufliche Fortbüdung und Umschulung sind 
nach dem Berufsbüdungsgesetz (BBiG) und der Hand- 
werksordnung (HwO) zwei Arten von Regelungen zu 
unterscheiden: Rechtsverordnungen des Bundes (§46 
Abs. 2, § 47 Abs. 2 und 3, § 77 Abs. 5, § 81 Abs. 4 und 
§ 95 Abs. 4 BBiG sowie § 42 Abs. 2, § 42 a Abs. 2 und 3 
und § 45 HwO) und Rechtsvorschriften der zuständi- 
gen Stellen (§ 46 Abs. 1 und § 47 Abs. 1 BBiG sowie 
§ 42 Abs. 1 und § 42 a Abs. 1 HwO). 

Der Bund hat auf der Grundlage des § 45 HwO die 
Meisterprüfung für 61 Handwerksgewerbe durch 
Rechtsverordnung geregelt. Auf der Grundlage des 
BBiG bzw. des § 42 Abs. 2 HwO wurden insgesamt 39 
Rechts Verordnungen zur beruflichen Fortbüdung 
erlassen, davon 16 Meisterprüfungsverordnungen 
(darunter 14 Industriemeisterverordnungen), 12 Ver- 
ordnungen für Fortbüdungsabschlüsse, z. B. im kauf- 
männisch-verwaltenden und gewerblich-technischen 
Bereich, 10 Verordnungen über die Prüfungsanforde- 
rungen für Meister/Meisterinnen in der Landwirtschaft 
sowie eine Verordnung über die Prüfungsanforderun- 
gen für Meister/Meisterinnen der städtischen Haus- 
vdrtschaft. Hinzu kommt eine Verordnung über die 
berufliche Fortbildung zum Schiffsbetriebsmeister 
nach dem Seemannsgesetz. Für zwei Berufe gibt es 
Umschulungsverordnungen. 

Darüber hinaus sind vier Empfehlungen für die Durch- 
führung von Fortbüdungslehrgängen erlassen worden. 

Die zuständigen Stellen haben gemäß § 46 Abs. 1 
BBiG/§ 42 Abs. 1 HwO besondere Rechtsvorschriften 
für die berufliche Fortbüdung erlassen. Z. Z. gibt es 
etwa 900 derartige Fortbildungsregelungen, vor allem 
im Bereich der Industrie- und Handelskammern. Da- 
von entfallen auf die Prüfung zum Industriefachwirt 
und zum Büanzbuchhalter je 61, zum Handelsfachwirt 
59 und zum Bankfachwirt 49 Regelungen. Darüber 
hinaus gibt es z.Z. noch 18 Regelungen der zuständi- 
gen SteUen nach § 47 Abs. 2 BBiG bzw. § 42 a Abs. 2 
HwO. 


6. Wird die Bundesregierung von den Möglichkei- 
ten einer geordneten beruflichen Weiterbüdung 
nach § 46 Abs. 2 und einer geordneten beruf- 
lichen Umschulung nach § 47 Abs. 3 BBiG stärker 


als bisher Gebrauch machen, imd welche Fortbü- 
dungen und Umschulungen sollen in naher Zu- 
kunft durch entsprechende Rechtsverordnungen 
geregelt werden? 


Die Bundesregierung wird von den gesetzlichen Er- 
mächtigungen zur Regelung der beruflichen Fortbü- 
dung und Umschulung auf der Grundlage des BBiG 
und der HwO, genauso übrigens wie die - SPD -geführ- 
ten - Vorgängerregierungen, weiterhin behutsam und 
gezielt Gebrauch machen. Die Bundesregierung läßt 
sich dabei von dem Grundsatz der Subsidiarität staat- 
lichen Handelns leiten. Berufliche Weiterbüdung ist 
und bleibt in erster Linie Aufgabe und Verpflichtung 
des einzelnen, der Kammern und der Verbände. Die 
Bundesregierung erkennt ausdrücklich den Wert und 
die Bedeutung der vielen Aktivitäten der zuständigen 
SteUen nach dem BBiG und der HwO zur Regelung der 
beruflichen Weiterbildung an. Diese Maßnahmen der 
Kammern können praxisnah und nachfrageorientiert 
ausgestaltet werden und entsprechen damit den 
Bedürfnissen des regionalen Beschäftigungs Systems. 

In den FäUen aUerdings, in denen ein Bedarf an ent- 
sprechenden Qualifikationen und an deren bundesein- 
heitiicher Regelung besteht, vürd die Bundesregierung 
in Abstimmung mit den Sozialpartnern von den gesetz- 
lichen Möglichkeiten zur bundeseinheitlichen Rege- 
lung und staatiichen Anerkennung von Weiterbü- 
dungsabschlüssen Gebrauch machen. Ein solcher 
Regelungsbedarf wird im allgemeinen nur bei Fortbil- 
dungsmaßnahmen vorliegen, die Chancen für einen 
beruflichen Aufstieg eröffnen oder verbessern können. 
Über Verfahrensfragen dazu hat sich die Bundesregie- 
rung nach längeren Erörterungen mit den Sozialpart- 
nern 1983 in einem Grundsatzpapier verständigt. 

Damit erbringt die Bundesregierung ihren Beitrag zur 
Erhöhung der Transparenz und Vergleichbarkeit der 
Weiterbildungsangebote (vgl. auch Antwort zu Frage 
37), zur Steigerung der Attraktivität und damit der 
Wettbewerbsfähigkeit der außerschulischen beruf- 
lichen Büdung sowie zur Verwirklichung der Gleich- 
wertigkeit der beruflichen Bildung im Vergleich zu 
schulischen und akademischen Büdungsgängen (vgl. 
auch Antwort zu Frage 19). 

Zur Zeit werden Fortbildungsverordnungen zur Rege- 
lung der Prüfungsanforderungen auf der Grundlage 
des § 46 Abs. 2 BBiG für folgende Fortbüdungsab- 
schlüsse vorbereitet: 

— Meister/Meisterin in der Ver- und Entsorgung, 

— Industriemeister/Industriemeisterin - Fachrichtung 
Druck (Änderungsverordnung), 

— Industriemeister/Industriemeisterin - Fachrichtung 
Buchbinderei, 

— Tierpflegemeister/Tierpflegemeisterin, 

— Mitarbeiter/Mitarbeiterin im psychologisch-tech- 
nischen Dienst. 

Ein Umschulungsverordnungs-Projekt liegt zur Zeit 
nicht vor. 
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7. Wie beurteilt die Bundesregierung die Praxis von 
Betrieben, Führungskräfte weit überdurchschnitt- 
lich, Facharbeiter und un- und angelernte Arbeit- 
nehmer aber weit unterdurchschnittlich weiterzu- 
qualifizieren, und plant die Bundesregierung In- 
itiativen mit dem Ziel, insbesondere weibüche 
Arbeitnehmer in Betrieben gezielt weiterzu- 
büden? 

Zur Frage der Adressaten betrieblicher Weiterbildung 
liegen keine umfassenden statistischen bzw. repräsen- 
tativen Daten vor, die eine zuverlässige Beurteilung 
der Gesamtsituation erlauben. Untersuchungen zu die- 
sem Thema leiden weitgehend daran, daß keine ein- 
heitliche Terminologie verwendet wird. Mit allen Vor- 
behalten wird aber - auch im Hinblick auf entspre- 
chende Angaben aus der Wirtschaft selbst - festgestellt 
werden können, daß bislang die Gruppe der Führungs- 
kräfte der verschiedensten Ebenen im Vordergrund 
der betrieblichen Weiterbildung steht. 

Dies wird bestätigt durch die Ergebnisse einer Unter- 
suchung aus dem Jahre 1982 des Instituts der deut- 
schen Wirtschaft im Auftrag des Bundesministeriums 
für Bildung und Wissenschaft, nach der von den in den 
befragten Betrieben aufgewendeten Weiterbildungs- 
stunden durchschnittiich zwei Drittel auf die Angestell- 
ten und lediglich ein Drittel auf die Arbeiter entfielen. 
Eine detailliertere Aufschlüsselung bringt eine empiri- 
sche Untersuchung des Bundesinstituts für Berufsbil- 
dung, die 1983/84 in weiterbildungsaktiven Betrieben 
der chemischen Industrie sowie der Elektro-, Maschi- 
nenbau-, Metall- und Textilindustrie in den Ländern 
Hessen, Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz 
durchgeführt wurde. Danach nahmen im Durchschnitt 
18,4 % der Beschäftigten in den beteiligten Betrieben 
während des Untersuchungszeitraums an betrieb- 
lichen Weiterbildungsveranstaltungen teil, davon 
gehörten 14,8 % der Teilnehmer zur Gruppe der Füh- 
rungskräfte (z. B. Abteüungsleiter, Geschäftsführer, 
Prokurist), 68,1 7o zu den kaufmännischen und tech- 
nischen Angestellten (einschließlich Meister), 13% zu 
den Facharbeitern und 4,1% zu den An- und Unge- 
lernten. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß es grund- 
sätzlich Angelegenheit der Betriebe ist, im Rahmen der 
durch das Betriebsverfassungsgesetz gezogenen Gren- 
zen die Inhalte, Ziele und damit auch die Adressaten- 
gruppen der von ihnen betriebenen und finanzierten 
betrieblichen Weiterbüdung zu bestimmen. Dabei las- 
sen sich die Betriebe in erster linie von den unterneh- 
merischen Zielen und den betrieblichen Notwendig- 
keiten leiten. Sie tragen auch Mitverantwortung dafür, 
die Qualifizierung der Un- und Angelernten sowie der 
Facharbeiter vorausschauend den veränderten Anfor- 
derungen des Arbeitsmarktes anzupassen. 

Es gibt inzwischen Entwicklungen und Überlegungen 
in der Wirtschaft, die betriebliche Weiterbildung nicht 
mehr so stark an Führungskräften auszurichten, son- 
dern auch andere Mitarbeiter mehr als bisher einzube- 
ziehen. Dabei dürfte die Erkenntnis eine Rolle spielen, 
daß es in den nächsten Jahren zunehmend schwerer 
werden könnte, geeignete Fachkräfte auch auf Fach- 
arbeiterebene über den Arbeitsmarkt in ausreichender 
Zahl zu erhalten. 


Zur Förderung der Weiterbüdung von Frauen in den 
Betrieben hat die Bundesregierung verschiedene 
Initiativen ergriffen: Im Rahmen der Modellversuchs- 
reihe des Bundesministers für Büdung und Wissen- 
schaft zur Qualifizierung von arbeitslosen Erwach- 
senen ohne Beruf sausbüdung hat die Weiterbüdung 
weiblicher Arbeitnehmer besonderes Gewicht. So wird 
seit dem 1. Jiüi 1984 ein ModeUprojekt der Volkshoch- 
schule München zur „Motivation und Umschulung län- 
gerfristig arbeitsloser Frauen in Zusammenarbeit mit 
Klein- und Mittelbetrieben" gefördert. Ziel dieses 
ModeUvorhabens ist die WiedereingHedenrng arbeits- 
loser Frauen in den Arbeitsmarkt durch eine Ausbü- 
dung in einem anerkannten Ausbüdungsberuf und 
durch die Vermittlung von Schlüsselqualifikationen im 
Rahmen der Umschulung nach dem AFG. Die Berufe 
werden im Einvernehmen mit der Berufsberatung des 
Arbeitsamtes entsprechend dem Bedarf der Betriebe in 
der Region ausgewählt. Das Projekt soU übertragbare 
Hinweise für die Ausgestaltung künftiger Förderungs- 
maßnahmen nach dem AFG geben. 

Das Bundesministerium für Jugend, Familie, Frauen 
und Gesundheit hat einen Leitfaden zur Frauenförde- 
rung in Betrieben veröffentlicht. Dieser Leitfaden ist 
das Ergebnis einer zweijährigen empirischen Unter- 
suchung, die das BatteUe- Institut im Auftrag des Bun- 
desministeriums für Jugend, Famüie, Frauen und 
Gesundheit in Zusammenarbeit mit der Wirtschaft 
durchgeführt hat. Darin sind auch Lösungsvorschläge 
zur Weiterbüdung von Mitarbeiterinnen enthalten. Die 
Broschüre wurde zahlreichen Betrieben in großer 
Anzahl zur Verfügung gesteht. 


8. Welche besonderen Maßnahmen sind vorgese- 
hen, um die Mitarbeiter in Klein- und Mittelbe- 
trieben, die bisher nicht oder kaum weitergebü- 
det werden bzw. nur geringe Weiterbüdungs- 
möglichkeiten haben, in die Qualifizierungsoffen- 
sive einzubeziehen und damit zugleich auch einer 
Verschärfung des Stadt-Land-Gefälles in der 
Weiterbüdung zu begegnen? 

Die Leistungen des AFG zur Förderung der beruflichen 
Büdung können sowohl von Arbeitnehmern aus Klein- 
und Mittelbetrieben als auch von Arbeitnehmern aus 
Großbetrieben in Anspruch genommen werden. 

Die Bereitschaft von Klein- und Mittelbetrieben, ihre 
Mitarbeiter beruflich weiterzubüden, soU insbesondere 
auch durch die von der Bundesregienmg und den 
Sozialpartnern gemeinsam angestoßene QuaUfizie- 
rungsoffensive verstärkt werden. Es wird entscheidend 
darauf ankommen, durch ein Zusammenwirken aUer 
am Arbeitsmarktgeschehen beteiligten Stehen auch 
den Arbeitgebern und Arbeitnehmern in den Klein- 
und Mittelbetrieben die Bedeutung der ständigen 
beruflichen Weiterbüdung vor Augen zu führen und 
sie zum Mittun zu gewinnen. 

Der Bundesminister für Wirtschaft unterstützt in seiner 
Gewerbeförderungspolitik die vielfältigen Fort- und 
Weiterbüdungsinitiativen kleiner und mittlerer Unter- 
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nehmen in Handwerk, Industrie, Handel und Ver- 
kehrsgewerbe. Iin, Regierungsentwurf zum Haushalt 
1987 ist hierfür ein Betrag von 13 Mio. DM vorgesehen. 

Im Vordergrund stehen dabei betriebswirtschafthche 
und technische Schxilungs- und Informationsveranstal- 
tungen auf der Grundlage bundesweit anwendbarer 
Rahmenpläne. 

Vom Jahr 1987 an wird in der Gewerbeförderungspoh- 
tik der Bundesregierung ein neuer Schwerpunkt 
„Neue Technologie" gebildet. Hierbei geht es vorran- 
gig um die Vermittlung von gewerblichem Führungs- 
und Entscheidungswissen zur erleichterten Einführung 
und Anwendung moderner Techniken bei kleinen und 
mittleren Unternehmen (Erstellung neuer Produkte, 
Einsatz neuer Produktionsverfahren und Wartung). Die 
„Neuen Technologien" bieten gerade kleinen und 
mittleren Unternehmen gute Entwicklungs Chancen in 
der Zukunft (Einsatz kleiner Aggregate, dezentrale 
Produktion). 

Die vom Bundesminister für Büdung und Wissenschaft 
geförderte und vom Bundesinstitut für Beruf sbüdung 
betreute Modellreihe „Neue Technologien in der be- 
ruflichen Büdung" soll einen Beitrag zur Lösung der 
Probleme leisten, die derzeit noch bei der Weiterbü- 
dvmg von Mitarbeitern in Klein- und Mittelbetrieben 
bestehen. Im Rahmen eines Forschungsprojekts des 
Instituts der deutschen Wirtschaft „Zukünftige An- 
forderungen an eine praxisorientierte Weiterbüdung 
bei zunehmendem Einsatz (mikro-)elektronischer 
Systeme", das vom Bundesminister für Büdung und 
Wissenschaft bezuschußt wird, soU festgesteUt werden, 
mit welchen Weiterbüdungsansätzen vor aUem Klein- 
und Mittelbetriebe auf den Einsatz neuer Technolo- 
gien reagieren können. 

Das Bundesinstitut für Beruf sbüdung arbeitet im 
Bereich der beruflichen Weiterbildung an Projekten, 
bei denen u. a. für Mitarbeiter in Klein- und Mittel- 
betrieben das Büdungsangebot zur Anwendung neuer 
Technologen exemplarisch ermittelt und beschrieben 
werden soU (vgl. auch Antwort zu Frage 18), 

Das Bundesministerium für Büdung und Wissenschaft 
hat darüber hinaus Konzepte und Hinweise zur Einfüh- 
rung eines zwischenbetrieblichen Verbundes entwik- 
kelt, die besonders kleineren und mittleren Unterneh- 
men Wege aufzeigen, wie sie Weiterbüdungsaufgaben 
zusammen mit Nachbarunternehmen effektiv und 
kostengünstig bewältigen können (vgl. auch Antwort 
zu Frage 29) . 

An der Einbeziehung der Mitarbeiter von Klein- und 
Mittelbetrieben in die Qualifizierungsoffensive haben 
die ca. 600 überbetrieblichen Ausbildungsstätten mit 
etwa 75 000 Werkstattplätzen sowie die überbetrieb- 
lichen Weiterbüdungsstätten einen erheblichen Anteü. 
Sie Stehen eine auf Dauer notwendige Infrastruktur 
von großer Bedeutung für die Klein- und Mittelbe- 
triebe, insbesondere des Handwerks, dar und haben 
neben den bisherigen Aufgaben folgende Zukunfts- 
aufgaben zu bewältigen, die vor aUem den Klein- und 
Mittelbetrieben zugute kommen: 

— Zusatzqualifiziemng von bereits Ausgebüdeten, 


insbesondere an der „zweiten Schwefle" zur Anpas- 
sung ihrer Qualifikationen an die Nachfrage des 
Arbeitsmarktes, 

— verstärkte Aus- und Weiterbüdung der Ausbüder, 
insbesondere im Hinblick auf die neuen Techniken, 

— beschleunigte Qualifizierung der Arbeitnehmer im 
Hinblick auf den zunehmenden Einsatz neuer Tech- 
niken, 

— Qualifizierungs- und Umschulungsmaßnahmen 
auch für Frauen, die nach der Famüienphase an 
technische Berufe herangeführt werden soUen, 

— Demonstrationsseminare im Bereich der neuen 
Techniken für Betriebsinhaber und Produktionslei- 
ter von Klein- und Mittelbetrieben, auch um das 
Verständnis für den Weiterbüdungsbedarf der Mit- 
arbeiter zu stärken. 

Nachdem das räumliche Ausbauziel von 77 000 Plätzen 
mit gut 75 000 Plätzen nahezu erreicht ist (vgl. dazu 
Antwort zu Frage 30), kommt es darauf an, die Ausstat- 
tung der überbetrieblichen Ausbüdungsstätten auf den 
neuesten Stand der Technik zu bringen und zu halten, 
um die notwendige Anpassung der Berufsausbüdung 
in den kleinen und mittleren Betrieben zu erreichen. 
Zu diesem Zweck sind für die Jahre 1986 bis 1988 
50 Mio. DM vorgesehen. 

Die beschriebenen Maßnahmen und Projekte sieht die 
Bundesregierung auch als Beitrag zur Verbesserung 
des Quahfizierungsangebots in ländlichen Gebieten an 
(vgl. auch Antworten zu Fragen 31 und 33). 

Im übrigen räumt die Bundesregierung auch in diesem 
Bereich der Privatinitiative Vorrang ein. Staathche För- 
derung hat hier nur subsidiären, einen bereits vorhan- 
denen Trend verstärkenden Charakter, um einer in 
Zukunft absehbaren Entwicklung schneUer zum 
Durchbruch zu verhelfen. 


9. Wie stellt sich die Bundesregierung die Einbezie- 
hung von Teüzeitbeschäftigten in eine Quaüfizie- 
rungsoffensive vor, hält sie eine genereUe Aus- 
weitung von Teüzeitbüdungsmaßnahmen, auch 
um die Kombination „Arbeiten und Lernen" aus- 
zubauen, für notwendig, und ist än eine Verknüp- 
fung von betrieblichen Frauenförderplänen und 
der Gewährung von Subventionen gedacht? 

In der 7. AFG-NoveUe wurde der beruflichen Büdung 
von Teüzeitbeschäftigten besonders Rechnung getra- 
gen. Dies güt für Jugendliche, für die nach Abschluß 
einer Ausbüdung zwar kein VoUzeitarbeitsplatz, son- 
dern nur eine Teilzeitarbeit zur Verfügung gesteht 
werden kann, wie auch für Frauen, die nach einer 
Famüienphase wieder ins Erwerbsleben zurückkehren 
und wegen fortbestehender häuslicher Bindungen an 
einer ganztägigen Bildungsmaßnahme nicht teüneh- 
men können. Auch besteht die Möglichkeit, berufs- 
begleitend an beruflichen Weiterbüdungsm aßnahmen 
teüzunehmen. 

Für die beiden ersten Personengruppen ist die Zahlung 
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eines Teil-Unterhaltsgeldes vorgesehen. Die Zahl der 
Empfänger von Teil-Unterhaltsgeld ist bisher aller- 
dings noch gering. Ursache hierfür dürfte das nicht 
ausreichende Angebot an Teüzeitarbeitsplätzen sein. 
Demgegenüber sind Teüzeitbildungsangebote vorhan- 
den oder wären zu schaffen. 

An der Kombinationsmaßnahme „Arbeit imd Lernen" 
nahmen Ende Dezember 1985 6900 Personen teil; dies 
entspricht einem Anstieg von 50 % gegenüber dem 
Vorjahr. Nach den bisherigen Erfahrungen haben sich 
die Maßnahmen „Arbeiten und Lernen" bewährt. Die 
Bundesregierung wird im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
darauf hinwirken, die Förderung von „Arbeiten und 
Lernen" weiter zu verstärken. 

öffentliche Aufträge sind nach den ordnungspoliti- 
schen Prinzipien der Bundesregierung, nach zwingen- 
dem EG -Recht sowie nach den nationalen haushalts- 
und vergaberechtlichen Bestimmungen nach aus- 
schließlich auftragsbezogenen Bewertimgskriterien 
(z. B. Preis, Qualität, Wartung) im Wettbewerb auf die 
wirtschaftlich günstigsten Angebote zu vergeben. 
Insoweit kann sich die Vergabe von öffentlichen Auf- 
trägen oder Subventionen im Einzelfall auf die Arbeits- 
plätze von Frauen günstig auswirken. Es hängt vom 
konkreten Zweck der Vergabe des Projektes ab, ob 
imd in welchem Umfang diese Folge eintritt. Vergabe- 
fremde Aspekte, die außerhalb des mit dem Vorhaben 
verfolgten Zieles liegen, können dagegen mcht 
berücksichtigt werden. 


10. Welche Konzepte gibt es für besonders belastete 
Personengruppen (z. B. Schichtarbeiter), bei de- 
nen zu vermuten ist, daß sie nicht auf Dauer (bis 
zur Erreichung der normalen Rentenaltersgrenze) 
diese Tätigkeit ausüben können, „berufsverlaufs- 
bezogene" Weiterbildungs- und Umschulungsan- 
gebote zu entwickeln? 

Das Angebot an Fortbüdungs- und Umschulungsmaß- 
nahmen ist vielfältig. Auch die besonders belasteten 
Personengruppen, wie z. B. Schichtarbeiter, haben ver- 
schiedene Möglichkeiten zur Weiterbüdung oder 
Umschulung. So können sie einmal während ihrer 
Berufstätigkeit- an einem ihrem Berufsablauf angepaß- 
ten berufsbegleitenden Unterricht (Teilzeittmterricht) 
oder an Fernunterricht teünehmen. Sie haben aber 
auch die Möglichkeit, vor dem Wechsel in eine andere 
Berufstätigkeit ganztägige Fortbüdungs- oder 
Umschiüungsmaßnahmen zu besuchen. Der Umfang 
der finanziellen Förderung nach dem AFG hängt 
davon ab, ob die Teünahme an der Weiterbüdungs- 
maßnahme arbeitsmarktpolitisch notwendig oder nur 
zweckmäßig ist. Bei den besonders belasteten Arbeit- 
nehmern kann eine Förderung insbesondere auch 
unter dem Gesichtspunkt einer künftig drohenden 
Arbeitslosigkeit in Betracht kommen. 

In der Modellversuchsreihe des Bundesministers für 
Büdung und Wissenschaft zur beruflichen Qualifizie- 
rung von Erwachsenen ohne Berufsausbildung werden 


auch für besonders belastete Personengruppen neue 
pädagogische Konzepte imd Handreichungen für die 
nach Herkunft, Vorbüdung, Motivation und Begabung 
unterschiedlichen Teilnehmer entvdckelt imd erprobt. 


11. Ist es sinnvoll, die Dauer der Umschulung in aner- 
kannte Ausbildungsberufe unter Kostengesichts- 
punkten zu verkürzen, obwohl die Ausbüdungs- 
voraussetzungen der Teilnehmer (Anteü der Teü- 
nehmer ohne Schulabschluß, Büdungsfeme der 
Teilnehmer) immer schlechter werden und die 
Abbrecherquote steigt? 

Die gegenüber einer Berufsausbüdung mit gleichem 
Abschluß kürzere Umschulungsdauer wird nicht vor- 
rangig aus Kostengründen praktiziert. Bei der 
Umschulung kann vor allem auf bisher erworbene 
Kenntnisse und Fertigkeiten, insbesondere auch 
Berufserfahrungen aufgebaut werden. Damit ist eine 
kürzere Unterrichtszeit möglich, die in aller Regel im 
Interesse der erwachsenen Teünehmer liegt, die mög- 
lichst schnell wieder in das Berufsleben zurückkehren 
und über einen voUen Arbeitsverdienst verfügen 
woUen. 

Abgesehen von der Höchstförderungsdauer von drei 
Jahren ist bei der AFG-Förderung keine Umschulungs- 
dauer festgeschrieben. Je nach Zusammensetzung des 
Teünehmerkreises kann von Fall zu Fall die Umschu- 
lungsdauer verlängert oder verkürzt werden. Dies wird 
vorher zwischen Arbeitsamt und Büdungsträger unter 
Beteiligung der für die Abnahme der Abschlußprüfung 
zuständigen Stelle (z. B. nach dem Beruf sbüdungsge- 
setz) vereinbart. Zeigt sich erst im Laufe einer Maß- 
nahme, daß insgesamt gesehen das Erreichen des 
Umschulungszieles gefährdet ist, so kann die Maß- 
nahmedauer entsprechend verlängert werden. 


12. Inwieweit können insbesondere Langzeitarbeits- 
lose gemeinsam mit beschäftigten Arbeitnehmern 
weitergebüdet werden? 

Es bestehen grundsätzlich keine rechtlichen Hinder- 
nisse, Büdungsmaßnahmen gemeinsam für beschäf- 
tigte Arbeitnehmer und Arbeitslose, einschließlich 
Langzeitarbeitslose, durchzuführen. Dies güt sowohl 
für frei angebotene Büdungsmaßnahmen wie auch für 
die Auftragsmaßnahmen der Bundesanstalt für Arbeit. 

Es ist jeweüs im EinzelfaU zu entscheiden, ob eine 
solche gemeinsame Büdungsmaßnahme den besonde- 
ren Belangen der Langzeitarbeitslosen - aber auch den 
Belangen der beschäftigten Arbeitnehmer - Rechnung 
tragen kann. 

Nach den von der Bundesanstalt für Arbeit gemachten 
Erfahrungen erweisen sich häufig für Langzeitarbeits- 
lose Maßnahmen als zweckmäßig, die ganz oder zu- 
mindest teü weise im Betrieb durchgeführt werden. 
Diese Maßnahmen haben sich wegen ihrer Praxisnähe 
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bewährt. Vor allem besteht hier für den Langzeit- 
arbeitslosen die Chance zu zeigen, daß er gestellte 
betriebliche Anforderungen trotz längerer Arbeitslo- 
sigkeit erfüllen kann. Die Bundesanstalt für Arbeit hat 
eine besondere Arbeitsgruppe „Langfristarbeitslosig- 
keit" eingesetzt, die u. a. die Möglichkeiten einer noch 
stärkeren Zielgruppenorientierung des arbeitsmarkt- 
politischen Instrumentariums einschließhch einer 
gezielten Weiterentwicklimg des Maßnahmeangebots 
erörtern soll. 

Im Rahmen der Modellversuchsreihe „Nachqualifizie- 
rung" sollen auch für Langzeitarbeitslose Materialien 
imd erwachsenengerechte Ausbildungsmethoden ent- 
wickelt imd erprobt werden, damit sie in Regelmaß- 
nahmen zur Umschulung und Fortbildung für Personen 
mit einer abgeschlossenen Beruf sausbildimg und für 
Beschäftigte übernommen werden können. 


13. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, um jugendliche Ausgebildete, die aufgrund 
ihrer Fehlqualifikation nach Abschluß der Ausbil- 
dung keine ausbildungsadäquate Beschäftigung 
finden, durch Anschlußqualifizierung eine quali- 
fizierte Beschäftigungsmöglichkeit zu bieten, und 
plant sie insbesondere Programme für Mädchen, 
die in einem der sogenannten typischen Frauen- 
berufe ausgebildet wurden? 

Wann wird die Bundesregierung von der Mög- 
lichkeit der Rechtsverordnung nach § 42 Abs. 4 
AFG Gebrauch machen, um für Jugendliche, die 
keinen Arbeitsplatz gefunden haben, bessere 
Förderungsmöglichkeiten zu schaffen? 

Mit dieser Frage wird der Eindruck erweckt, als wenn 
sich eine Berufsausbüdung vielfach nicht lohnen 
würde. Dies trifft nicht zu. 

Möghchst jeder Jugendliche sollte eine Berufsausbü- 
dung erhalten. Dabei güt nach wie vor der Satz, daß 
eine Berufsausbüdung in jedem FaU besser ist als 
keine. Die Statistik belegt, daß die Arbeitslosenquote 
für Ungelernte rund dreimal so hoch ist wie bei Perso- 
nen mit abgeschlossener Berufsausbüdung (vgl. Vor- 
bemerkung). Eine Untersuchung über die berufliche 
Einghederung von Absolventen des dualen Systems, 
deren wichtigste Ergebnisse im Berufsbüdungsbericht 
1986 enthalten sind, zeigt, daß 91 % der im dualen 
System Ausgebüdeten im Anschluß an die Lehre keine 
schwerwiegenderen Berufsstartprobleme hatten, 9 % 
waren im Anschluß an die Ausbüdung arbeitslos. Nach 
einer Analyse der Bundesanstalt für Arbeit waren von 
den Jugendhchen, die 1985 ihre betriebliche Ausbü- 
dung abgeschlossen hatten, im September 1985 ge- 
genüber dem Vorjahr 20 % weniger arbeitslos. Auch 
^e Dauer einer Arbeitslosigkeit ist mit abgeschlosse- 
ner Berufsausbüdung kürzer als ohne. 

Dies zeigt: das weiter wachsende Arbeitsplatz volumen 
(von Juni 1985 bis Juni 1986 rund 285000 zusätzhche 
Arbeitsplätze) kommt besonders den ausgebüdeten 
jimgen Menschen zugute. 

Mit der Freiheit der Berufswahl sind auch Risiken 


verbunden. Freiheit der Berufswahl kann nicht 
Anspruch auf einen „ausbüdungsadäquaten" Arbeits- 
platz bedeuten. Übergangsprobleme in eine „ausbü- 
dungsadäquate" Beschäftigung sind vielfach beson- 
ders in „Modeberufen" zu verzeichnen, die von den 
Jugendlichen in besonderem Maße angestrebt werden. 

Ergänzungs- und Zusatzqualifikationen für Ausgebü- 
dete an der „zweiten SchweUe", aber auch für andere 
Erwerbstätige sowie für Langzeitarbeitslose sind sinn- 
voU und können sowohl der beruflichen Anpassung als 
auch - ggf. durch Kombination mehrerer bausteinarti- 
ger Zusatzqualifikationen - dem beruflichen Aufstieg 
dienen. In aUen FäUen handelt es sich dabei um Quali- 
fikationen, die in zeitlich begrenzten Maßnahmen der 
Vermittlung von solchen Kenntnissen und Fertigkeiten 
dienen, die auf eine erworbene Berufsausbüdung auf- 
bauen. Die genereU mit der Entwicklung von Zusatz- 
qualifikationen zusammenhängenden Probleme wer- 
den derzeit im Hauptausschuß des Bundesinstituts für 
Berufsbüdung beraten. 

Der Bundesminister für Büdung und Wissenschaft hat 
eine Durchführbarkeitsuntersuchung am Beispiel einer 
ausgewählten Arbeitsmarktregion in Auftrag gegeben. 
In dieser Untersuchung soUen die Möghchkeiten für 
eine Verbesserung der Chancen von Ausgebüdeten 
am regionalen Arbeitsmarkt durch Zusatzqualifikatio- 
nen geprüft werden. Ziel ist dabei u. a. die Entwick- 
lung von Curriciüa zum Erwerb von Zusatzqualifikatio- 
nen für Arbeitnehmer an der „zweiten SchweUe" im 
Hinblick auf bestimmte, im Beschäftigungssystem 
nachgefragte Qualifikationen. 

Für technische Berufe, die in besonderer Weise von 
neuen Technologien betroffen sind, hat der Bundesmi- 
nister für Büdung und Wissenschaft Bausteine im 
CAD/CAM-Bereich entwickeln lassen, die auch als 
Grundlage für eine Anschlußqualifzierung dienen 
können. 

Zusatzqualifikationen können auch zu Kombinationen 
führen, so z. B. zusätzliche kaufmännische Kenntnisse 
imd Fertigkeiten für gewerblich-technisch Ausgebü- 
dete, zusätzliche Anwendungstechniken für neu auf 
den Markt kommende Geräte und Verfahren und elek- 
trotechnische Zusatzquahfikationen für MetaUberufe. 

Der Bundesminister für Büdung und Wissenschaft för- 
dert u. a. für arbeitslose Mädchen und Frauen die Ent- 
wicklung quahfizierter Tätigkeitsfelder im Bereich der 
Informationstechniken, die auch einen beruflichen 
Aufstieg ermöghchen. Die Wirtschaftsakademie für 
Lehrer e. V., Bad Harzburg, entwickelt in Zusammen- 
arbeit mit der Wirtschaft Fernstudien- Lehrgänge für 
die neuen Tätigkeitsfelder „Softwareassistentin" und 
„Kommunikationsassistentin". Der Lehrgang „Soft- 
wareassistentin" ist für Frauen und Mädchen vorgese- 
hen, die einen Realschulabschluß aufweisen sowie 
eine abgeschlossene Berufsausbüdung mit anschlie- 
ßender Berufstätigkeit. Ziel dieses Lehrganges ist es, 
die Absolventinnen dazu zu qualifizieren, im Bereich 
der gehobenen Sachbearbeitung in verschiedenen 
Fachrichtungen - z. B. Organisation, Einkauf, Verkauf, 
Lagerhaltung, Vertrieb und Versand - die entspre- 
chende Software auszuwählen und zu nutzen. Der 
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Fernlehrgang „Kommunikationsassistentin" wird für 
Frauen und Mädchen entwickelt, die im Anschluß an 
das Abitur eine Berufsausbildung mit anschließender 
beruflicher Tätigjceit bzw. eine entsprechende qualifi- 
zierte berufliche Tätigkeit aufzuweisen haben. Ziel 
dieses Lehrganges ist es, ihnen die notwendigen 
Kenntnisse und Fertigkeiten zu vermitteln, die sich im 
Bereich der Bürokommunikation zu einer Tätigkeit im 
mittleren Management qualifizieren. 

Darüber hinaus hat der Bundesminister für Bildung 
imd Wissenschaft eine Studie „Entwicklung und Per- 
spektiven traditioneller Frauenberufe" erstellen las- 
sen, die Probleme beim Berufsübergang und zum 
Berufsverlauf sowie Anhaltspunkte für Verbesserung 
aufzeigt. 

Die Bundesregierung hat in der 7. AFG-Novelle ver- 
schiedene Maßnahmen ergriffen, die insbesondere 
auch jüngeren Arbeitnehmern, die nach Abschluß 
ihrer Berufsausbildung keine Beschäftigung finden, 
den Berufseinstieg erleichtern sollen: 

— Arbeitnehmer bis zum 25. Lebensjahr, die einen 
Vollzeitarbeitsplatz suchen, können bei Teilnahme 
an einer Teilzeitbildungsmaßnahme und gleichzei- 
tiger Teilzeitbeschäftigung Teil-Unterhaltsgeld er- 
halten, 

— für Berufs anfänger nach abgeschlossener Ausbil- 
dung wird bei Teilnahme an einer Bildungsmaß- 
nahme das Unterhaltsgeld nach 75 statt bisher 50 % 
des erzielbaren Tariflohns bemessen, 

— Anspruch auf Unterhalts geld oder Übergangsgeld 
bei Teilnahme an einer beruflichen Fortbildimgs- 
oder Umschulungsmaßnahme bzw. beruflichen 
Rehabilitationsmaßnahme erhalten auch junge 
Arbeitnehmer, die eine der betrieblichen Ausbil- 
dung gleichgestellte Ausbildung abgeschlossen 
haben, 

— auch bei befristeten Arbeitsverhältnissen kann ein 
Einarbeitungszuschuß gewährt werden. 

Die Bundesregierung prüft z. Z., ob sie eine Rechtsver- 
ordnung nach § 42 Abs. 4 AFG erläßt, um jungen 
arbeitslosen Arbeitnehmern ohne abgeschlossene 
Berufsausbildung früher als bisher die Teilnahme an 
Fortbildungs- oder Umschulungsmaßnahmen zu er- 
möglichen. 


14. Welche Maßnahmen hat die Bimdesregierung 
imtemommen oder plant sie, um eine Gleichstel- 
limg der Frauen bei der Teilnahme an Maßnah- 
men zur beruflichen Weiterbildung, insbesondere 
zur beruflichen Aufstiegsfortbildung, zu er- 
reichen? 

Hält die Bimdesregierung die Regelung, daß bei 
Weiterbildungsmaßnahmen für Frauen und der 
Finanzierung solcher Maßnahmen nach der Be- 
treuung von Kindern der Lebensunterhalt unge- 
sichert sein muß, für ausreichend, und wenn ja, 
warum? 


Nach dem AFG werden Frauen, die sich beruflich 
weiterqualifizieren oder umorientieren wollen oder 
dies aus arbeitsmarktlichen Gründen müssen, in glei- 
cher Weise finanziell gefördert wie Männer. Das AFG 
berücksichtigt darüber hinaus den gegenüber Män- 
nern in vielen Fällen abweichenden beruflichen Wer- 
degang von Frauen. So verliert ein Arbeitnehmer, der 
sich eine gewisse Zeit voll der Kindererziehung gewid- 
met imd deshalb seine Erwerbstätigkeit unterbrochen 
hat, nicht seinen Anspruch auf finanzielle Förderung 
der Teilnahme an Weiterbildimgsmaßnahmen. Seit 
dem 1. Mai 1985 (Inkrafttreten des Beschäftigungsför- 
derungsgesetzes) werden fünf Jahre pro betreutem 
Kind unabhängig vom Alter des Kindes berücksichtigt. 
Kinderbetreuungszeiten werden in unbegrenztem 
Umfang berücksichtigt, wenn die Aufnahme einer 
Beschäftigung zur Sicherung des Lebensunterhalts 
notwendig ist. Voraussetzung ist allerdings immer, daß 
der Arbeitnehmer irgendwann einmal mindestens zwei 
Jahre in einer die Beitragspflicht zur Bundesanstalt für 
Arbeit begründeten Beschäftigung gestanden hat. Seit 
dem 1. Januar 1986 (Inkrafttreten der 7. AFG-Novelle) 
besteht des weiteren die Möglichkeit, nach einer fami- 
lienbedingten Unterbrechung des Berufslebens an 
einer durch Teilunterhaltsgeld geförderten Teilzeitbil- 
dimgsmaßnahme teilzunehmen. 

Der Anteil der Frauen an den Eintritten in Maßnahmen 
der beruflichen Fortbildung, Umschulung und Einar- 
beitung konnte in den letzten Jahren sowohl absolut 
als auch relativ stetig gesteigert werden. Lag der 
Frauenanteil 1983 bei 31,9 % (97 627 von 306 201), so 
betrug er 1985 33,4 % (136932 von 409324). Unter den 
im ersten Halbjahr 1986 eingetretenen Arbeitnehmern 
waren 34,2 % Frauen; im vergleichbaren Zeitraum des 
Vorjahres waren es 31,9 % gewesen. 

Die Bundesregierung hat am 1. März 1986 eine „Richt- 
linie zur beruflichen Förderung von Frauen in der Bun- 
desverwaltung" in Kraft gesetzt, die die Chancen von 
Frauen hinsichtlich der Einstellungen, Beförderungen, 
Fortbildung, Teilzeitbeschäftigung und bei Wiederauf- 
nahme der Erwerbstätigkeit verbessern soll (wegen 
der Höhe des Unterhaltsgeldes vgl. Antwort zu 
Frage 50). 


15. Welche Modellversuche wurden bzw. werden 
von der Bundesregierung im Bereich der beruf- 
lichen Weiterbildung seit 1983 gefördert, sind ins- 
besondere auch Modellversuche zur beruflichen 
Weiterbüdung von erwerbslosen und erwerbstäti- 
gen Frauen in Auftrag gegeben worden, und lie- 
gen bereits erste Zwischenergebnisse vor? 

Die Bimdesregierung sieht in Modellversuchen ein 
Instrument, um auch in der beruflichen Weiterbildung 
neue Erkenntnisse einzubringen, neue Möglichkeiten 
und Ansätze zu erproben und in die Praxis umzuset- 
zen. Modellversuche leisten wichtige Beiträge zur 
Lösung konkreter Probleme; die mit ihnen gewonne- 
nen praktischen Erfahrungen und empirisch abgesi- 
cherten Erkenntnisse werden der Praxis in geeigneter 
Weise zur Verfügung gestellt. 
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Während im schulischen Bereich (sog. BLK-Modellver- 
suche) der Schwerpunkt der Förderung in der Berufs- 
ausbildung lag, hat der Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft im außerschulischen Bereich (sog. 
Wirtschaftsmodellversuche) seit 1983 eine erhebliche 
Anzahl von Modellvorhaben der beruflichen Weiterbil- 
dung gefördert. 

Das Aktionsprogramm „Neue Technologien in der 
beruflichen Bildung" umfaßt neben Forschungsvorha- 
ben, Fachtagungen, Maßnahmen internationaler Ko- 
operation usw. insbesondere auch Wirtschaftsmodell- 
versuche. Die Entwicklung und Erprobung, z. B. von 
Maßnahmen der beruflichen Qualifizierung im Bereich 
der Werkzeugmaschinentechnik, mit denen ein geeig- 
netes Qualifizierungskonzept und ein System verzahn- 
ter Qualifizierungsbausteine für Umschulung und 
Anpassungsfortbildung geschaffen werden sollen, 
gehören ebenso zu diesen Vorhaben wie z. B. die Per- 
sonal- Computer- Qualifizierung für kaufmännische 
Fachkräfte oder auch die Weiterbildung und Qualifi- 
zierung von Büromaschinenmechanikern. 

In der Modellversuchsreihe „Neue Technologien in der 
beruflichen Bildung" befassen sich 17 von derzeit 27 in 
das Programm einbezogene Vorhaben mit Fragen der 
Anpassungsfortbildung, der Umschulung, der Zusatz- 
qualifizierung sowie der Ausbilderqualifizierung. 
Wesentliche Schwerpunkte stellen dabei die Metall-, 
Elektro- und kaufmännischen Berufe dar. Neben ande- 
ren Berufen werden neue Qualifikationsanforde- 
rungen auch im Handwerk berücksichtigt. Erste 
Zwischenergebnisse sind ab 1987 zu erwarten. 

Auf die „Modellversuchsreihe zur beruflichen Qualifi- 
zierung von Erwachsenen, die keine abgeschlossene 
Berufsausbildung haben und ein besonderes Arbeits- 
marktrisiko tragen" wurde bereits hingewiesen (vgl. 
Antwort zu Frage 1). 

Die Anforderungen an die Ausbilder in der beruflichen 
Bildung werden weiter steigen; dies gilt sowohl für die 
hauptberuflich als auch für die große Mehrheit der 
nebenberuflich tätigen Ausbilder. 1983 und in den 
Folgejahren hat der Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft die Förderung weiterer Modellvorhaben 
(darunter auch ein BLK- Vorhaben) zur Ausbilderquali- 
fizierung und Schulung des Beratungspersonals in der 
beruflichen Bildung begonnen. Im Rahmen dieser Vor- 
haben werden Ausbilder z. B. in mehreren Modell- 
Lehrgängen im flexiblen Methodeneinsatz trainiert 
und nebenberufliche Ausbilder zur Einarbeitung be- 
trieblicher Mitarbeiter in die CNC-Technik qualifiziert. 
Erste Zwischenergebnisse hegen vor. 

Modell- Lehrgänge zur beruflichen Fortbildung von 
Gesellen und Meistern in gestaltenden Handwerken 
sollen für den handwerklichen Nachwuchs gestalte- 
rische Kenntnisse und Fertigkeiten ermitteln, entspre- 
chende Quahfikationsmöghchkeiten schaffen und 
auch zu einer neuen Fortbildungsabschlußprüfung vor 
der zuständigen Stelle nach der HwO führen. 

Ferner wird die Entwicklung und Durchführung von 
Fortbildungsgängen für Restauratoren im Handwerk 
gefördert, die die Vermittlung von aktuellen, praxis- 


orientierten Quaüfikationen auf diesem wichtigen Feld 
gewährleisten sollen. 

Im Behinderten-Bereich wurde z. B. die Entwicklung 
und Erprobung einer Fortbildungskonzeption für 
Gruppenleiter und Meister in der Werkstatt für Behin- 
derte bezuschußt, mit der eine khentenorientierte 
Berufshaltung mit Hilfe besonderer Organisations- und 
Arbeitsformen angestrebt wird (z. B. institutsbezo- 
gene Arbeitsgruppen, Theorie-Praxis-Arbeitsgruppen, 
werkstattintegrierte Lemphase). Darüber hinaus hat 
der Bund mit Mitteln des Ausgleichsfonds nach dem 
Schwerbehindertengesetz ein Modellvorhaben zur 
Verbesserung der beruflichen Weiterbildung Hörbe- 
hinderter gefördert, das für diesen Personenkreis ein 
dringend erforderhches Potential an Bildungsmöglich- 
keiten, insbesondere zur Nutzung neuer Technologien, 
erschlossen hat und das im Frühjahr 1986 erfolgreich 
abgeschlossen wurde. Künftig werden die Kosten er- 
forderlicher beruflicher Weiterbildung von der Bun- 
desanstalt für Arbeit oder, soweit deren Zuständigkeit 
gegeben ist, von den anderen Trägern der beruflichen 
Rehabüitation als Regelleistung übernommen. 


16. Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß nur etwa ein Drittel der von der Bundesan- 
stalt für Arbeit als Auftragsmaßnahmen geförder- 
ten Lehrgänge auf einen anerkannten Abschluß 
vorbereitet? 

Inwieweit betätigt sich die Bundesanstalt für Ar- 
beit als „Ersatzverordnungsgeber", wenn sie 
bundeseinheitliche Lehrgänge ohne eine entspre- 
chende bundeseinheitliche Fortbüdungsordnung 
nach § 46 BBiG empfiehlt, fördert und durchfüh- 
ren läßt? 

Die Bundesanstalt ist bemüht, auch die von ihr verge- 
benen Auftragsmaßnahmen mit einem auf dem allge- 
meinen Arbeitsmarkt verwertbaren Abschluß enden zu 
lassen. Sie strebt hierbei den Abschluß in einem aner- 
kannten Ausbildungsberuf an. Dies ist aber oft nicht zu 
verwirklichen. 

In Auftragsmaßnahmen der Bundesanstalt treten fast 
ausschließhch Teilnehmer ein, die vorher arbeitslos 
waren. Hauptziel der Bildungsmaßnahme muß es da- 
her sein, die Wiedereingliederungschancen der Teil- 
nehmer zu verbessern. Die regionale arbeitsmarktiiche 
Situation, d. h. die Vermittelbarkeit nach Abschluß der 
Maßnahme, spielt daher auch bei der Auswahl des 
Maßnahmezieles, d. h. der anzustrebenden Qualifika- 
tion, eine entscheidende Rolle. Des weiteren hängt das 
Maßnahmeziel auch von der Zusammensetzung des 
Teilnehmerkreises ab. Das Ziel, einen anerkannten 
Abschluß zu vermitteln, ist daher mit Rücksicht auf den 
Teilnehmerkreis nicht immer erreichbar. 

Als „Ersatzverordnungsgeber" betätigt sich die Bun- 
desanstalt nicht. Bei Umschulungen in anerkannte 
Ausbildungsberufe ist sie im Rahmen des § 47 Abs. 3 
BBiG an die für die Berufsausbildung geltende Ausbil- 
dungsordnung gebunden. Soweit solche bundesein- 
heitlichen Ordnungen, insbesondere auch Fortbil- 
dungsordnungen, nicht bestehen, werden Inhalt und 
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Abschluß der Maßnahme imter Berücksichtigung der 
arbeitsmarktlichen Bedürfnisse mit dem Träger der 
Maßnahme und der z. B. nach dem BBiG zuständigen 
Stelle diskutiert und ein ab gestimmtes Konzept ver- 
einbart. Insbesondere Inhalt und Art der abschließen- 
den Prüfung werden in diesen Fällen nicht von der 
Bundesanstit, sondern von der die Prüfung abneh- 
menden zuständigen Stelle festgelegt. 


17. In welchem Maße entsprechen die von der Bun- 
desanstalt für Arbeit geförderten Qualifikationen 
der tatsächlichen Nachfrage auf dem Arbeits- 
markt, bzw. in welchem Umfang werden be- 
stimmte Bildungsangebote nur wahrgenommen, 
weil es keine vernünftige Alternative gibt? 

Bei der Planung und Durchführung von Fortbüdungs- 
und Umschulungsmaßnahmen stehen die Arbeitsämter 
in ständigem Kontakt nüt Vertretern der Wirtschaft, die 
im übrigen neben Vertretern der Gewerkschaften und 
der öffentlichen Hand in den Selbstverwaltungsorga- 
nen ihre Kenntnisse einbringen. Aufgrund dieser Kon- 
takte sowie aufgrund der Kenntnis über die jeweiligen 
Stellenangebote und die Stellennachfrage im Arbeits- 
amtsbezirk können die Arbeitsämter ihre Büdungs- 
maßnahmen weitgehend auf den Bedarf der Wirtschaft 
absteUen. Wo keine entsprechenden Angebote von Bü- 
dungsträgem vorliegen, kann die Bundesanstalt für 
Arbeit Auftragsmaßnahmen initiieren. Die Arbeitsäm- 
ter sind ziüetzt mit Runderlaß vom 21. Februar 1986 
und vom 25. Februar 1986 (Nr. 50/86 und Nr. 51/86) 
auf gef ordert worden, noch mehr Initiativen zu ergrei- 
fen, damit das Förderungsangebot dem Bedarf des 
Arbeitsmarktes Rechnung trägt; so soUen bei den 
Arbeitsämtern z.B. besondere Unterausschüsse der 
Verwaltungsausschüsse für den Bereich der Förderung 
beruflicher Büdung eingerichtet werden. Es können 
auch externe Sachverständige hinzugezogen werden. 
Dieses Konzept ist richtig. An weiteren Verbesserun- 
gen im Rahmen dieses Konzepts wird fortlaufend gear- 
beitet. 

Um die Vemüttlungschancen Behinderter auf dem all- 
gemeinen Arbeitsmarkt zu verbessern, ist nicht nur 
eine bedarfsorientierte Aus- und Fortbüdung sowie 
Umschiüung, sondern auch die Vernüttlung möglichst 
vieler Zusatzqualifikationen geboten. Die berufsorien- 
tierte Büdungspolitik hat daher dem technischen Fort- 
schritt durch Anpassung der Büdungsangebote Rech- 
nung zu tragen. In diesem Zusammenhang sind die 
Rehabilitationsträger — vor allem die Bundesanstalt für 
Arbeit - bestrebt, ihren Einfluß insbesondere bei den 
überregionalen und überbetrieblichen Büdungsein- 
richtungen für Behinderte (Beruf sbüdungs- und 
Berufsförderungswerke) durch die Wahrnehmung 
ihrer Mitspracherechte bei der Streichung, Modifizie- 
nmg und Neuaufnahme von Büdungsangeboten gel- 
tend zu machen. Um die genannten Einrichtungen in 
die Lage zu versetzen, den Rehabilitanden qualifizierte 
technische Berufsabschlüsse zu vermitteln, sind mitun- 
ter erhebliche Investitionen zu tätigen, zu denen sich 
die Einrichtungen finanziell nicht immer allein in der 


Lage sehen. Aus der Sicht der Bundesregierung wird 
deshalb die institutioneile Förderung der Einrichtxm- 
gen mit dieser Zielsetzung durch die Bundesanstalt für 
Arbeit sowie durch den Bund auch künftig erforderlich 
sein. 


18, Welche Schritte will die Bundesregierung unter- 
nehmen, danüt anstelle kurzfristiger, stark her- 
stellerabhängiger und firmenspezifischer Anpas- 
sungsfortbüdung an neue Technologien nüttel- 
fristige systembezogene Weiterbildungsmaßnah- 
men angeboten werden, die die notwendige 
Flexibilität der Arbeitskräfte und deren Beherr- 
schung der neuen Technologien ermöghchen/ge- 
währleisten? 

Der Einsatz der Informationstechnologien führt in vie- 
len Beschäftigungsbereichen zu veränderten Arbeits- 
aufgaben und Qualifikationsanforderungen. Dabei ist 
davon auszugehen, daß die im Einsatz der Mikroelek- 
tronik liegenden Innovations- und Wachstumschancen 
um so besser ausgeschöpft werden können, je mehr 
das Qualifikationsniveau und das allgemeine Lem- 
potential angehoben werden können. 

Über die für Einführung und Anwendung der Infor- 
mationstechnologien erforderlichen Qualifikationen im 
einzelnen besteht noch keine ausreichende Klarheit. 
Es gibt noch keine standardisierten „Systeme". Inso- 
weit kommt in der Implementationsphase der „Neuen 
Technologien", hier besonders der neuen Informa- 
tions- und Kommunikationstechniken, vor allem auch 
der herstellerabhängigen Fortbüdung Bedeutung zu. 

Das vom Bundesministerium für Büdung und Wissen- 
schaft im Jahre 1985 aufgelegte „Aktionsprogramm: 
Neue Technologien in der beruflichen Büdung" soU 
einen Beitrag zur Weiterentwicklung leisten. AUe ein- 
schlägigen Maßnahmen werden durch das Fraunhofer- 
Institut für Arbeitswirtschaft und Organisation in Stutt- 
gart ausgewertet. Dies geschieht vor aUem durch 
themenbezogene Workshops mit Vertretern der Her- 
steUer, der Nutzer, von Büdungseinrichtungen sowie 
aus ModeUversuchen und Forschungsvorhaben. Diese 
Workshops werden dokumentiert. Inzwischen liegt die 
erste derartige Dokumentation vor; „Mikroelektronik 
in (^er industrieUen Verwaltung - Die Weiterbüdung in 
der kaufmännischen Sachbearbeitung". Sie dokumen- 
tiert unterschiedliche Ansätze, zeigt aber auch, daß die 
Entwicklung noch im Fluß ist. 

Außerdem arbeitet das Bundesinstitut für Berufsbü- 
dung im Bereich der beruflichen Weiterbüdung an Pro- 
jekten, bei denen u. a. für Mitarbeiter in Klein- und 
Mittelbetrieben das Büdungsangebot zur Anwendung 
neuer Technologien exemplarisch ermittelt und be- 
schrieben wird. Einbezogen werden Angebote ver- 
schiedener Träger der beruflichen Weiterbüdung, wie 
z.B. HersteUerfirmen von Datenverarbeitungsanlagen, 
Industrie- und Handelskammern, Handwerkskam- 
mern, Volkshochschulen, Untemehmensberater, Fach- 
schiüen und Akademien sowie Verbände der Wirt- 
schaft. Entsprechende Untersuchungen werden im 
kaufmännisch-verwaltendem Bereich sowie im Bereich 
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der technischen Informatik durchgeführt. Folgende 
erste Empfehlungen sind aus den durchgeführten 
Untersuchungen ableitbar: 

— Für bestimmte Tätigkeiten/Funktionen müssen 
bündelungen von Qualifikationen ermittelt werden, 
die dem Betrieb eine Zuordnung von Tätigkeiten zu 
notwendigen Bildungsangeboten ermöglicht, 

— die Einbeziehimg von HersteUerschiüung in die 
betriebliche Qualifizierung muß durch gezielte Vor- 
und Nachbereitung der für diese Büdungsmaß- 
nahme vorgesehenen Mitarbeiter verbessert 
werden, 

— Mitarbeiter, die Büdungsmaßnahmen absolviert 
haben, müssen als Multiplikatoren effektiver für 
innerbetriebliche Schiüungen eingesetzt werden, 

— unterschiedliche Lernorte und Träger der Weiterbü- 
dung müssen im Hinblick auf gemeinsam ange- 
strebte Quahfizierungen besser kooperieren. 

Ein besonderer Schwerpunkt wird künftig bei der Qua- 
lifizierung von Ausbüdern und mittleren Führungs- 
kräften für Ausbüdungsaufgaben liegen, die im Zuge 
der durch neue Technologen bedingten Änderungen 
entstehen oder an Bedeutung gewinnen. In diesem 
Zusammenhang entwickelt das Bundesinstitut für 
Beruf sbüdung ein CNC- Seminar für Ausbüder. Am 
Beispiel des Industriemeisters untersucht das Bimdes- 
institut für Beruf sbüdung den Wandel der Funktions- 
ausübung bei Führungskräften. 


19. Wie ist die Warnung des Bundesministers für Bil- 
dung und Wissenschaft zu verstehen, man dürfe 
keine grundsätzlichen Gegensätze zwischen be- 
trieblicher und allgemeiner WeiterbUdung kon- 
struieren, und welche Möglichkeiten sieht die 
Bundesregierung, den ständig formulierten An- 
spruch von der Gleichwertigkeit der allgemeinen 
und beruflichen BUdung in der Weiterbüdimg 
durchzusetzen? 

Der Bundesminister für Büdung und Wissenschaft hat 
in seinen „Thesen zur Weiterbüdung“ darauf hinge- 
wiesen, daß aUgemeine Qualifikationen, wie etwa das 
Erlernen von Fremdsprachen, eine Verbesserung des 
Kommunikationsvermögens oder der Fähigkeit, in 
Zusammenhängen zu denken, auch im Beruf zuneh- 
mende Bedeutung gewinnen. Umgekehrt wirken sich 
fundierte berufliche Qualifikationen auch positiv auf 
das Wirken in Familie, Freizeit und ehrenamtliche 
Arbeit aus. Daher müssen allgemeine und berufliche 
Weiterbüdung stärker als bisher in ihrer Verbindung 
gesehen werden, wenn sie den künftigen Anforderun- 
gen gerecht werden soUen. 

Eine begriffliche Abgrenzung zwischen allgemeiner 
und beruflicher Weiterbildung ist jedoch unverzicht- 
bar, weü die beiden Weiterbüdungsbereiche neben der 
unterschiedlichen primären Zielrichtung auch aus 
unterschiedlichen Finanzierungsquellen gespeist und 
von verschiedenen Kompetenzträgern geregelt 
werden. 


Die Bundesregierung vertritt die Auffassung, daß die 
berufliche Büdung im Verhältnis zur aUgemeinen Bü- 
dung einen eigenen Wert besitzt, der sich vor aUem aus 
der Bedeutung der spezifischen Büdungsgänge und 
qualifizierenden Abschlüsse im Beschäftigungssystem 
ergibt. Die Grundsätze, von denen die Politik der Bun- 
desregierung bei der Gleichwertigkeit von beruflicher 
und allgemeiner Büdung ausgeht, sind in den Benifs- 
büdungsberichten seit 1984 im einzelnen dargesteUt 
worden, auf die Bezug genommen wird. 

Die besondere RoUe der beruflichen Weiterbüdimg bei 
der Entwicklung der beruflichen Büdung zu einem 
gleichwertigen Teü des Büdungswesens besteht darin, 
daß höhere berufliche Positionen nicht nur über 
Abschlüsse im Schul- und Hochschulbereich, sondern 
auch über Beruf sausbüdung und berufliche Weiterbü- 
dung erreicht werden können. Die Bundesregierung 
mißt daher auch aus diesem Grunde dem weiteren 
Ausbau der beruflichen Weiterbüdung erhebliche 
Bedeutung zu. 


20. Stimmt die Bimdesregiening der Auffassimg zu, 
daß bei einem „ganzheitlichen Produktionsver- 
ständnis" nicht nur breite Kenntnisse und ein 
ausgeprägtes Verantwortimgsbewußtsein vom 
Arbeitnehmer verlangt werden, sondern auch ein 
hohes Maß an Mitsprachekompetenz erforderlich 
ist, und erkennt die Bundesregierung an, daß 
deshalb in der Weiterbüdimg auch die Fähigkeit 
zur Mitwirkung und Mitbestimmung bei der Ein- 
führung und Praktizierung neuer Technologien 
vermittelt werden muß? 

Der zunehmende Einsatz der neuen Techniken macht 
deutlich, daß heutzutage nicht nur solide Fachkennt- 
nisse notwendig sind, sondern darüber hinaus auch die 
Anforderungen hinsichtlich der „extrafunktionalen" 
Qualifikationen, wie Fähigkeit zur Zusammenarbeit, 
abstraktes Denken, Kreativität etc., wachsen. Hier 
ergeben sich für die Weiterbüdung neue Aufgaben 
(vgl. auch Antwort zu Frage 23). 

Fachliche Kompetenz und das Verständnis für über das 
eigene Fachgebiet hinausgreifende Zusammenhänge 
büden die Voraussetzung für Mitwirkung und Mitbe- 
stimmung. Beides gehört zum Inhalt fachlicher Ausbil- 
dung und kann Gegenstand eigener Weiterbüdungs- 
anstrengungen eines jeden Arbeitnehmers wie auch 
betrieblicher und außerbetrieblicher Weiterbüdungs- 
maßnahmen sein. Dies güt auch für Büdungsmaßnah- 
men im Zusammenhang mit neuen Technologien. 

Das Betriebsverfassungsgesetz (BetrVerfG) gibt dem 
Betriebsrat im Rahmen der betrieblichen Berufsbil- 
dung, die auch die berufliche Weiterbildung (Fortbü- 
dung und Umschiüung) umschließt, weitreichende 
Mitwirkungs- und Mitbestimmungsrechte. Aufgrund 
dieser Rechte kann der Betriebsrat darauf hinwirken, 
daß die berufliche Weiterbüdung im Betrieb auf die 
Anforderungen, die die neuen Techniken vor Ort an 
die Arbeitnehmer stellen, zugeschnitten wird. Über 
diese Weiterbildung kann der einzelne Arbeitnehmer 
auch das erforderliche Maß an Mitsprachekompetenz 
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erlangen, um seine Mitwirkungsrechte, z.B. in Form 
von Vorschlägen für die Gestaltung des Arbeitsplatzes 
und des Ajbeitsablaufs (vgl. § 82 Abs. 1 Satz 2 
BetrVerfG), wahmehmen zu können (im übrigen vgl. 
Vorbemerkung). 

Die Mitwirkung und Mitbestimmung bei Einfühnmg 
und Anwendung neuer Techniken im Betrieb obliegt 
jedoch in erster Linie dem Betriebsrat als kollektiver 
Interessenvertretimg der Beschäftigten. Um seine 
Beteiligungsrechte beim Einsatz neuer Techniken 
sachgerecht imd effektiv ausüben zu können, verfügt 
der Betriebsrat über entsprechende Schulungs- und 
Bildimgsmöglichkeiten. Nach § 37 Abs. 6 BetrVerfG 
steht dem Betriebsrat als Kollektivorgan ein Anspruch 
auf Arbeitsbefreiung zur Teilnahme an solchen Schu- 
limgs- und Bildungsveranstaltungen zu, die Kennt- 
nisse vermitteln, die für die Betriebsratsarbeit erforder- 
lich sind. 

Darüber hinaus hat jedes Mitglied des Betriebsrates 
während seiner Amtszeit Anspruch auf bezahlte Frei- 
stellung für insgesamt drei bzw. vier Wochen zur Teil- 
nahme an Schulungs- und Bildungsveranstaltungen, 
die von der zuständigen obersten Arbeitsbehörde des 
Landes als geeignet anerkannt sind (§ 37 Abs. 7 
BetrVerfG). 

Es bleibt also festzuhalten, daß die Fähigkeit der 
Arbeitnehmer zur Mitwirkung und Mitbestimmung bei 
neuen Techniken nach geltendem Recht im Rahmen 
des Betriebsverfassungsgesetzes in zweifacher Weise 
zu erreichen ist: allgemein durch eine Anpassung der 
Kenntnisse und Fähigkeiten der Arbeitnehmer an die 
technische Entwicklung im Rahmen der betrieblichen 
Weiterbildung, auf die der Betriebsrat aufgrund seiner 
Beteiligungsrechte Einfluß nehmen kann, und im 
besonderen durch Teilnahme der Betriebsratsmitglie- 
der an Schulungs- und Bildungsveranstaltungen über 
neue Techniken im Betrieb. Die Bundesregierung geht 
davon aus, daß diese Möglichkeiten genutzt werden. 


21. Wie beurteilt die Bundesregierung die sich ab- 
zeichnende Tendenz in Unternehmen, Qualifizie- 
nmgsmaßnahmen verstärkt in sogenannten im- 
temehmensbezogenen Informationen und Ein- 
weisungen durchzuführen, bei denen das Mit- 
bestimmungsrecht der Betriebsräte bestritten 
wird? 

Der Bundesregierung liegen keine entsprechenden 
Erkenntnisse vor. Der Versuch, Qualifizierungsmaß- 
nahmen in Form von mitbestimmungsfreien arbeits- 
platz- bzw. unternehmensbezogenen Informationen 
und Einweisungen durchzuführen, wäre auch unge- 
eignet, um Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats zu 
unterlaufen. Nach § 98 BetrVerfG unterhegt die Durch- 
führung aller Maßnahmen der betriebhchen Berufsbil- 
dung, also auch der beruflichen Weiterbildung, der 
Mitbestimmung des Betriebsrats. Nach der Recht- 
sprechung des Bundesarbeitsgerichts (Beschluß vom 
5. November 1985 - 1 ABR 49/83) ist der Begriff der be- 
triebhchen Berufsbildung weit auszulegen. Nur so 


könne man dem Zweck der Regelung gerecht werden; 
denn die betriebhche Berufsbüdung habe Bedeutimg 
für das soziale Schicksal des Arbeitnehmers imd für 
seinen beruflichen Werdegang. Mitbestimmungsfrei 
sei dagegen die Unterrichtung des Arbeitnehmers über 
seine Aufgabe und Verantwortimg sowrie über die Art 
seiner Tätigkeit und ihrer Einordmmg in den Arbeits- 
ablauf (vgl. § 81 Abs. 1 und 2 BetrVerfG). Sollte ein 
Arbeitgeber versuchen, unter diesen mitbestimmungs- 
freien arbeitsplatz- bzw. untemehmensbezogenen 
Informationen auch Berufsbildungsmaßnahmen einzu- 
ordnen, kann dies der Betriebsrat durch Anrufung der 
EinigungssteUe und ggf. der Gerichte für Arbeits- 
sachen erfolgreich unterbinden. 


22. Sieht sie Möghchkeiten, das Instrumentarium der 
Betriebsverfassung zu verbessern, lun dem Be- 
triebsrat auch bei betrieblichen Qualifizierungs- 
maßnahmen, z.B. in Form von „Werkstattkrei- 
sen" und „Quahtätszirkeln" ein eindeutiges Mit- 
bestimmungsrecht zu sichern? 

Werkstattkreise und Quahtätszirkel unterhegen der 
Mitbestimmung des Betriebsrates nach § 98 oder (und) 
§ 87 Abs. 1 Nr. 12 BetrVerfG je nachdem, ob es um 
betriebhche Quahfizierungsmaßnahmen oder (imd) 
um Vorschläge zur Vereinfachung oder Verbesserung 
der betriebhchen Arbeit geht. Ob darüber hinaus neue 
Techniken eine Anpassung der Beteihgungsrechte er- 
fordern, wird zu prüfen sein. 


23. Ist die Bundesregierung bereit, einer Verkürzung 
des Weiterbüdungsanspruchs von Arbeitnehmern 
auf eine ausschheßliche Anpassung an neue 
Techniken entgegenzutreten und ein innfassen- 
des Weiterbildungsangebot von allgemeiner, 
politischer und beruflicher Bildung zu fördern, 
imd sieht die Bimdesregierung in einem solchen 
umfassenden Weiterbüdungsangebot auch eine 
Möghchkeit, vor allem in strukturschwachen Räu- 
men Mobüitäts- und Flexibüitätsvoraussetzungen 
für sich erweiternde oder zuwandemde Betriebe 
zu schaffen? 

Es trifft nicht zu, daß die berufliche Weiterbildung 
heutzutage ausschheßhch auf Anpassung an neue 
Techniken zielt, und zwar weder für die Weiterbil- 
dungsförderung im Rahmen des Arbeitsförderungsge- 
setzes noch für die berufliche Weiterbildung genereU. 
Vielmehr gibt es eine Fühe unterschiedhchster Weiter- 
bildungsangebote, die auch auf die anderen, vielfäl- 
tigen Anforderungen des Beschäftigungssystems aus- 
gerichtet sind (vgl. Antwort zu Frage 38). 

Soweit es sich um Qualifizierungsfragen handelt, die 
mit den neuen Techniken Zusammenhängen, ist fol- 
gendes festzustellen: 

Die Einführung neuer Techniken ist nicht nur ein pri- 
mär technisch- ökonomisches Problem, sie hat vielmehr 
auch weitreichende Auswirkungen auf andere Berei- 
che wie Organisation und Personalwirtschaft. Es 
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wächst daher die Erkenntnis, daß Technik und Organi- 
sationsplanung und -gestaltung nicht isoliert betrach- 
tet werden können, sondern mit einer systematischen 
Personalentwicklung und Personalförderung verbun- 
den werden müssen. Daraus ergeben sich auch Konse- 
quenzen für die inhalthche Gestaltung der beruflichen 
Weiterbüdung. 

Zwischenergebnisse eines vom Bundesministeriiun für 
Büdimg und Wissenschaft geförderten Forschungspro- 
jektes über „Zxikünftige Anforderungen an eine 
praxisorientierte Weiterbüdung bei zunehmendem 
Einsatz (mikro-) elektronischer Systeme" lassen erken- 
nen, daß für die Mehrzahl der Beschäftigten speziell 
Kenntnisse über Mikroelektronik von geringerer 
Bedeutimg im Vergleich zur Notwendigkeit von gedie- 
genen Fachkenntnissen sind. Diese Erkenntnis güt 
naturgemäß nicht für DV-Spezialisten oder Speziali- 
sten im Bereich der DV-Anwendung, im Bereich von 
Wartimg und Instandhaltung etc. 

Für andere Mitarbeiter sind die neuen Techniken als 
Hilfsmittel zu betrachten, mit denen sich die fachspezi- 
fischen Aufgaben anders bewältigen lassen. Dabei 
muß der Umgang mit diesen neuen Hüfsmitteln zwar 
gelernt und eingeübt werden, jedoch ist aufgrund der 
wachsenden Benutzerfreundlichkeit der neuen Tech- 
niken vor allem fachspezifisches Wissen gefragt. 
Neben den Anforderungen an das Fachwissen wach- 
sen allerdings auch die Ansprüche an die extrafunktio- 
nalen Qualifikationen (Problemlösungsfähigkeit, Kom- 
munikationsfähigkeit, Kreativität, abstraktes Denken, 
Systemdenken etc.). Hier ergeben sich über die bereits 
bestehenden Angebote hinaus neue, wichtige Aufga- 
ben rücht nur für die berufliche Weiterbüdung. Der 
Bund wird im Rahmen seiner Kompetenzen imd seiner 
finanzieUen Möglichkeiten die Entwicklung von Wei- 
terbildungsmaßnahmen fördern, die den aufgezeigten 
Anforderungen entsprechen. Dabei ist die ganze Breite 
der Weiterbüdungsangebote zu nutzen. 

Die Einbindung der beruflichen Büdung in die regio- 
nale Wirtschaftspolitik erfolgt im Rahmen der Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur". Die Bimdesregierung sieht in der 
beruflichen Qualifizierung von Jugendlichen und 
Erwachsenen eine wesentiiche Voraussetzung für eine 
Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur. 
Regionalpolitik und Berufsbüdungspohtik soUen die 
Wirkung ihrer Maßnahmen gegenseitig verstärken 
(vgl. im übrigen Antwort zu Frage 33). 


24. Wie beurteüt die Bundesregierung die Weigerung 
von Arbeitgebern, ihren Beschäftigten den ge- 
setzlichen Anspruch auf Büdungsurlaub für ge- 
sellschaftspolitische Büdung zu gewähren? 

Der gesetzhche Anspruch auf Büdimgsurlaub in den 
Ländern Hessen und Nordrhein-Westfalen ist derzeit 
Gegenstand von Verfassungsbeschwerden der Arbeit- 
geberseite, die vor dem Bundesverfassungsgericht 
anhängig sind. Im Hinblick auf diese schwebenden 
Verfahren sieht die Bundesregierung von einer Stel- 
lungnahme ab. 


25. Anerkennt die Bundesregierung, daß das Recht 
der Arbeitnehmer atif Büdungsurlaub/Freistel- 
lung von der Arbeit zum Zwecke der WeiterbU- 
dung bei Fortzahlung des Arbeitsentgeltes eine 
wesentliche Voraussetzung für die Inanspruch- 
nahme von außerbetrieblicher Weiterbüdung ist? 

Wie beurteüt sie die gegenwärtige ungleiche Si- 
tuation beim Recht auf Büdungsurlaub in den 
einzelnen Bundesländern, was gedenkt sie zu 
tun, um gleichwertige Verhältnisse im Bundesge- 
biet herzustellen, insbesondere den bislang vom 
Büdungsurlaub ausgeschlossenen Arbeitnehmern 
gleiche Chancen einzuräumen? 

Die in sechs Ländern gesetzlich geregelte FreisteUung 
von der Arbeit zum Zwecke der Weiterbüdung bei 
Fortzahlung des Arbeitsentgelts wird nach neueren 
Erhebimgen nur von ca. 3 % der anspruchsberechtig- 
ten Arbeitnehmer genutzt. Andere Formen außerbe- 
trieblicher Weiterbüdung, wie z.B. der Fernunterricht, 
verzeichnen dagegen einen deutlichen Teünehmerzu- 
wachs. In Anbetracht dessen ist die Bundesregierung 
rücht der Auffassung, daß der Büdimgsurlaub in seiner 
derzeitigen Form eine wesentiiche Voraussetzung für 
die Inanspruchnahme von außerbetriebücher Weiter- 
büdung ist. Arbeitnehmern, die sich in Eigeninitiative 
weiterbüden woUen, steht neben den Möglichkeiten 
des Büdungsurlaub s ein großes Angebot einer Vielzahl 
von Trägern offen. Die Bundesregierung begrüßt es, 
daß Arbeitgeber auch für solche Veranstaltungen 
bezahlten oder unbezahlten Urlaub gewähren. 

Die Bundesregierung ist, wie ihre - SPD-geführten - 
Vorgängerregierungen, der Auffassung, daß einem 
bundeseinheitiichen Gesetz flexiblere und praxis- 
gerechtere Regelimgen auf Länderebene oder im Rah- 
men von Tarifverträgen vorzuziehen sind. Angesichts 
der Tatsache, daß nur rd. 3 7o der Arbeitnehmer den 
gesetzlichen Büdungsurlaub in Anspruch nehmen, 
kann von einer Ungleichbehandlung von Arbeitneh- 
mern in verschiedenen Ländern bezüglich ihrer Bü- 
dungschancen keine Rede sein. 


II. Träger der beruflichen Weiterbildung 

26. Teüt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Betriebe aUein die vielfältigen Qualifikations- 
anforderungen in der Weiterbüdung nicht erfül- 
len können und deshalb ein flächendeckendes 
Netz aus öffentlichen, gemeinnützigen und pri- 
vaten Trägem erforderlich ist? 

Betriebe sind mit Abstand bedeutendste Träger der 
beruflichen Weiterbüdung; rund 47 % der beruflichen 
Weiterbüdung finden dort statt (vgl. dazu auch Ant- 
wort zu Frage 28). Insgesamt ergibt sich nach dem im 
Auftrag des Bundesministeriums für Büdung und Wis- 
senschaft entwickelten und ziüetzt veröffentlichten 
„Berichtssystem Weiterbüdungs verhalten" über die 
Träger von Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung 
im Jahre 1982 nach den Angaben der befragten Teü- 
nehmer folgendes Büd: 

Träger von Maßnahmen der beruflichen Weiterbüdtmg 
Arbeitgeber, Betrieb: 47 % 
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Berufsverband, sonstige Verbände: 1 1 % 

Akademie, wissenschaftliche Gesellschaft: 8 % 

Privates Institut, private Schule: 7 % 

Kammer: 5 % 

Volkshochschule: 3 % 

Kirchliche Stelle: 3 % 

Hochschule: 2 % 

Berufsgenossenschaft: 2 % 

Gewerkschaft, Bildungswerk der Gewerkschaft: 1 % 
Sonstige Träger: 10 % 

Keine Angaben: 1 % 


Diese Aufstellung läßt erkennen, daß neben Betrieben 
eine große Zahl verschiedenster Weiterbildungsträger 
berufliche Weiterbildung betreiben. Auch im Hinblick 
auf die Hauptziele betrieblicher Weiterbildung ist 
daher festzustellen, daß es nicht zu den Aufgaben der 
Betriebe gehören kann, allein den Bedarf an beruf- 
licher Weiterbildung in der Bundesrepublik Deutsch- 
land zu decken (zur Bedeutung betriebhcher Bildungs- 
arbeit im übrigen vgl. Antworten zu Fragen 1 und 28). 
Die Bundesregierung geht vielmehr davon aus, daß die 
Vielzahl und Vielfalt der Trägerschaft eine unverzicht- 
bare Voraussetzung für ein flexibles und an der Nach- 
frage orientiertes berufliches Weiterbüdungssystem ist, 
in dem sich sowohl öffentliche als auch nichtöffentliche 
Weiterbüdungsträger im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
und im Hinbhck auf den jeweiligen Bedarf betätigen 
(vgl. dazu Vorbemerkung). 

Ausnahmen von diesem Grundsatz gibt es in solchen 
Bereichen, in denen besondere Vorkehrungen erfor- 
derhch sind. So wäre aus der Sicht der Bundesregie- 
rung die berufliche Rehabilitation besonders betroffe- 
ner Behinderter ohne ein Netz von überregionalen und 
überbetrieblichen Büdungseinrichtungen, die über die 
erforderhchen ausbüdungsbegleitenden Dienste verfü- 
gen, nicht möghch. Deshalb wurde mit finanzieller 
Unterstützung des Bundes ein bundesweites Netz von 
annähernd 60 Berufsbildungs- und Berufsförderungs- 
werken mit rund 22000 Büdungsplätzen geschaffen, 
die sich fast ausschheßhch in gemeinnütziger Träger- 
schaft befinden. Da die Bundesregierung davon aus- 
geht, daß angesichts der Anforderungen, die an die 
Ausbüdung Behinderter zu stellen sind, diese vielfach 
nicht in Betrieben erfolgen kann, kann aus ihrer Sicht 
auch künftig auf die genannten besonderen Büdungs- 
einrichtungen nicht verzichtet werden. 


27. Wie glaubt die Bundesregierung erreichen zu 
können, daß Weiterbildungsträger Mindestanfor- 
derungen insbesondere hinsichtlich der Quahtät 
ihres Angebotes erfüllen? 

Die Bundesregierung geht vom Grundsatz eines freien 
Weiterbüdungsmarktes aus, bei dem die Weiterbü- 
dungsträger ihre Angebote so gestalten müssen, daß 
diese sich im Wettbewerb mit anderen Weiterbüdungs- 
trägern bewähren und damit auch behaupten können. 
Ein solches frei organisiertes Weiterbüdungssystem ist 
am besten in der Lage, sich auf neue Anforderungen 
und veränderte Nachfragen einzustellen und damit 


den Bedürfnissen des mündigen Bürgers zu entspre- 
chen. Die Bimdesregierung lehnt daher aus grundsätz- 
hchen Erwägungen jede Art von staatiichem Zwang 
und staatlicher KontroUe bei den Weiterbüdungsträ- 
gern zum Zwecke der Einhaltung bestimmter Mindest- 
anforderungen des Weiterbüdungsangebotes ab. Nur 
dort, wo die Teünahme an Maßnahmen der beruflichen 
Weiterbüdung aus öffentlichen Mitteln gefördert wird 
oder ein besonderes Öffentliches Interesse z. B. am Ver- 
braucherschutz besteht, ist grundsätzhch die ErfüUung 
bestimmter Quahtätsanforderungen hinsichtlich der 
Weiterbüdungsmaßnahmen vorgesehen. Das trifft z. B. 
für die Förderung nach dem AFG zu. So setzt die 
Förderung der beruflichen Weiterbüdung nach diesem 
Gesetz u.a. voraus, daß die Maßnahme nach Dauer, 
Gestaltung des Lehrplans, Unterrichtsmethode, Aus- 
büdung und Berufserfahrung des Leiters und der Lehr- 
kräfte eine erfolgreiche berufliche Büdung erwarten 
läßt (vgl. § 34 Abs. 1 AFG). Dem Schutz der Teünehmer 
am Fernunterricht dient das Fernunterrichtsschutzge- 
setz mit seinen Vorschriften über die Mindestanforde- 
rungen für die Zxüassung von Femlehrgängen. Dar- 
über hinaus ist es ein besonderes Anhegen der Bim- 
desregierung, nicht nur ein leistungsfähiges Rehabüi- 
tationssystem aufzubauen, sondern auch den hohen 
Quahtätsstandard der beruflichen Büdung Behinderter 
zu sichern. So wurde durch das Haushaltsbegleitgesetz 
1984 § 11 Abs. 2 a in das Rehabüitationsangleichungs- 
gesetz eingefügt; dort ist erstmals gesetzhch festge- 
schrieben, welchen quahtativen Anforderungen Ein- 
richtungen der beruflichen Rehabüitation genügen 
müssen, damit Maßnahmen in ihnen gefördert werden 
können. 


28. Welche Rolle spielen nach Auffassung der Bun- 
desregierung die Betriebe als Träger der beruf- 
lichen Weiterbüdung, soUen die Betriebe auf 
Kosten der außerbetrieblichen Anbieter begün- 
stigt werden, wie soU sichergesteUt werden, daß 
die Betriebe die Weiterbüdung nicht auf Kosten 
der Erstausbüdung erweitern, und wie sollen bei 
einer direkten Finanzierung betrieblicher Weiter- 
büdung Mitnahmeeffekte vermieden werden? 

Der betriebhchen Weiterbüdung kommt nach Auffas- 
sung der Bundesregierung insbesondere auch im Hin- 
bhck auf den zunehmenden Einsatz moderner Techni- 
ken eine ganz erhebhche Bedeutung zu. Auf die Ant- 
wort zu Frage 26 wird verwiesen. 

Die Betriebe haben eine bedeutende Aufgabe und 
auch Verantwortung insbesondere bei der Anpas- 
sungsfortbüdung ihrer Mitarbeiter und im Hinbhck auf 
die Praxisnähe der beruflichen Weiterbüdungsmaß- 
nahmen genereU. Betriebhche Büdungsmaßnahmen 
•zeichnen sich vor allem aus durch ihre Nähe zum 
praktischen Arbeitsvollzug, wegen ihrer Möghchkeit, 
soziale und psychologische HemmschweUen durch 
Lernen in einer gewohnten Arbeitsumgebung abzu- 
bauen und durch die Chance für den Mitarbeiter, das 
lernen zu können, was er zur besseren ErfüUung seiner 
beruflichen Aufgaben auch tatsächhch benötigt. Durch 
diese Nähe zum beruflichen AUtag können betrieb- 
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liehe Bildungsmaßnahmen demnach in besonderer 
Weise motivationsfördernd und damit effizient sein. 

In einer neueren Untersuchung des Instituts für 
Arbeitsmarkt- und Benifsforschung ist der arbeits- 
marktpolitische Erfolg beruflicher Weiterbildung bei 
Personen, die eine Maßnahme nach dem AFG mit 
Erfolg abgeschlossen haben und vor der Weiterbüdung 
arbeitslos waren, wie folgt festgestellt worden: 

— Von den Teünehmem an Fortbüdungsmaßnahmen 
(Maßnahmen zur Feststellung, Erhaltung, Erweite- 
rung oder Anpassung der beruflichen Kenntnisse) 
gelangten 64 % unmittelbar in Arbeit, sofern die 
Maßnahme in einem Betrieb erfolgte; bei außerbe- 
trieblichen Maßnahmen waren es nur 51 %, 

— nach einer Umschulung im Betrieb waren 66%, 
nach einer Umschulimg in einer außerbetrieblichen 
Stätte dagegen nur 56 % der Teilnehmer am Ende 
des Quartals, das dem Quartal des Maßnahmeab- 
schlusses folgte, erwerbstätig, 

— die arbeitsmarktpolitisch erfolgreichste Maßnahme- 
art ist - wie schon seit langem - die betriebliche 
Einarbeitimg. Nach Beendigimg der Maßnahme 
waren 94 % der geförderten Teünehmer erwerbs- 
tätig. 

Der Betrieb als zukünftiger Abnehmer zu vermitteln- 
der Qualifikationen ist am ehesten in der Lage festzu- 
stellen, welche Qualifikationen jetzt und in naher 
Zukimft im Betrieb benötigt werden, wie also eine 
aktuell hüfreiche berufliche Büdimgsmaßnahme 
inhaltlich aus gestaltet werden muß. Die Bimdesregie- 
lung sieht daher das betriebliche Weiterbüdungsange- 
bot als einen herausragenden Bestandteü des Gesamt- 
angebots beruflicher Weiterbüdung an. 

Während die großen Betriebe und Unternehmen die 
Verantwortung für die Durchführung von betrieb- 
lichen Weiterbüdungsmaßnahmen aus eigener Kraft 
wahrnehmen können, sind die Beschäftigten kleiner 
und mittlerer Betriebe eher auf Hüfe von außen ange- 
wiesen, z.B. auf die Förderung ihrer Teünahme an 
Maßnahmen der beruflichen Weiterbüdung nach dem 
AFG. Wichtig für die Stärkung der betrieblichen Wei- 
terbüdungsarbeit insbesondere der kleinen und mittle- 
ren Betriebe ist auch die Zusammenarbeit mit anderen 
Betrieben bzw. mit außer- und überbetrieblichen Aus- 
und Fortbüdungseinrichtungen einschließlich der 
Berufsschulen, Universitäten und Fachhochschulen 
(zum Verbundsystem vgl. Antwort zu Frage 29). 

Es besteht bisher keine Veranlassung zu der Annahme, 
daß Betriebe ihre Weiterbüdungsmaßnahmen zu 
Lasten des Ausbüdungsplatzangebotes ausweiten. 
Erfahrungsgemäß ist es vielmehr so, daß Betriebe 
einen unmittelbaren Zusammenhang von qualifizierter 
Beruf sausbüdung und darauf aufbauend der beruf- 
lichen Weiterbüdung sehen, um auf diese Weise ihren 
Fachkräftenachwuchs zu sichern und seine Qualifika- 
tion am Arbeitsplatz zu erhalten, zu verbessern und 
neuen technischen Anforderungen fortlaufend anzu- 
passen. Angesichts des zunehmenden Bedarfs an 
beruflicher Weiterbüdung und im Hinblick auf die 
große Bedeutung betrieblicher Weiterbüdungsmaß- 


nahmen wäre es unter mittelfristigen Aspekten aUer- 
dings zu begrüßen, wenn in den nächsten Jahren in 
dem Maße, in dem die Nachfrage nach Ausbüdimgs- 
plätzen sinkt und Ausbüdungsplätze nicht mehr im 
bisherigen Umfang bereitgesteUt werden müssen, 
nicht mehr benötigte Ausbüdungsplätze für neue Auf- 
gaben in der betrieblichen Weiterbüdung umgewid- 
met würden. 

Eine direkte Finanzierung betrieblicher Weiterbüdung 
für eigene Mitarbeiter der Betriebe durch die öffent- 
liche Hand ist nicht vorgesehen. Deshalb werden 
Betriebe auch nicht „auf Kosten außerbetrieblicher 
Anbieter begünstigt". Die Bundesregierung geht 
davon aus, daß die Bundesanstalt für Arbeit aufgrund 
ihrer langjährigen Erfahrung mit der Förderung auch 
betrieblich organisierter Weiterbüdungsmaßnahmen 
für Arbeitslose weiterhin eine sachgerechte Auswahl 
treffen wird. 


29. Welche Bedeutung haben zur Zeit Verbundmo- 
delle in der beruflichen Weiterbüdung, und sieht 
die Bundesregierung darin eine Möglichkeit, 
Struktur eUe Probleme in der Weiterbüdung zu 
mindern? 

ModeUe zu Verbünden zwischen Betrieben unterein- 
ander oder zwischen Betrieben und Büdungseinrich- 
tungen können eine zweckmäßige Lösung sein, um in 
regionalem Rahmen Bedarf und Angebote an beruf- 
licher Weiterbüdung, vor aUem im Hinblick auf neue 
Technologien, aufeinander abzustimmen. Im Rahmen 
der ModeUversuchsreihe zur Qualifizierung von 
arbeitslosen Erwachsenen ohne Berufsausbüdung wer- 
den Verbünde zwischen Betrieben und Büdungsein- 
richtungen erprobt. In München z.B. schulen Klein- 
und Mittelbetriebe zusammen mit der Volkshoch- 
schule Frauen in verschiedene Berufe um. Die Bundes- 
regierung prüft zur Zeit, ob die Verwirklichung solcher 
VerbundmodeUe durch weitere Modellversuche unter- 
stützt werden kann. Eine Reihe von Institutionen in 
verschiedenen Regionen haben ihre Bereitschaft zur 
Teünahme bereits erklärt. 


30. Können nach Ansicht der Bimdesregienmg die 
überbetrieblichen Ausbüdungsstätten stärker als 
bisher als Weiterbüdungseinrichtungen genutzt 
werden, welcher weitere Ausbau ist dazu not- 
wendig, beabsichtigt die Bundesregierung, die- 
sen Ausbau finanzieU zu fördern, welche recht- 
lichen Hemmnisse bestehen, und wie können sie 
beseitigt werden? 

Die bestehenden überbetrieblichen Ausbüdungsstät- 
ten soUen nach Erreichen des Ausbauziels (77 000 
Werkstattplätze) in Zukunft bei der auch demografisch 
bedingten Abnahme der Zahl der Auszubüdenden 
stärker für Zwecke der Weiterbüdung herangezogen 
werden. Sie ergänzen insofern die überbetrieblichen 
Fortbüdungsstätten, die schwerpunktmäßig der weite- 
ren beruflichen Qualifizierung und Umschiüung 
dienen. 
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Für die ErfüUimg dieser Aufgabenstellung ist aller- 
dings nach Auffassung der Bundesregierung ein weite- 
rer Ausbau der überbetrieblichen Ausbildungsstätten 
über 77 000 Werkstattplätze hinaus nicht notwendig. 


31. Wie sollen zusätzliche Kapazitäten für die Weiter- 
büdung geschaffen werden, und befürwortet die 
Bundesregierung einen Ausbau der institutionei- 
len Förderung seitens der Bundesanstalt für Ar- 
beit, insbesondere für langfristige Verbesserun- 
gen in der Infrastnxktur? 

Auch im Hinblick auf den zunehmenden Einsatz neuer 
Techniken hält die Bundesregierung den weiteren 
Ausbau der beruflichen Weiterbildimg für eine wich- 
tige Aufgabe aller an der Berufsbüdimg Beteüigten. 
Soweit ein Bedarf an zusätzlichen Kapazitäten der 
beruflichen Weiterbildimg besteht, sollte diesem nach 
Auffassung der Bundesregierung durch Maßnahmen 
vor Ort gemäß den regionalen Gegebenheiten entspro- 
chen werden. Soweit es dabei um zusätzliche Weiter- 
büdungsaktivitäten der Betriebe und der überbetrieb- 
lichen Ausbildungsstätten geht, wird auf die Antwor- 
ten zu Fragen 1, 8, 28 und 30 sowie auf die Vorbemer- 
kung verwiesen. 

Für Maßnahmen der institutioneilen Förderung nach 
§§ 50 ff. AFG standen 1985 insgesamt 35 Mio. DM 
(davon 17 Mio. DM für Zuschüsse und 18 Mio. DM für 
Darlehen) im Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit zur 
Verfügung. Die Ist-Ausgaben beliefen sich auf 30,7 
Mio. DM. Für das Haushaltsjahr 1986 sind 40 Mio. DM 
eingesetzt. Das Schwergewicht der institutionellen 
Förderung hat sich in den letzten Jahren von der För- 
derung von Baumaßnahmen auf die Förderung von 
Ausstattungsgegenständen verlagert. Priorität wurde 
Ausstattungen für die Vermittlung von Kenntnissen 
und Fertigkeiten in neuen Technologien eingeräumt. 
Ein weiterer Ausbau der institutioneilen Förderung 
nach dem AFG hat sich bisher nicht als notwendig 
erwiesen. 

Auch die beruflichen Schulen leisten einen Beitrag zur 
beruflichen Weiterbildung. Sie sind bereits heute in 
der beruflichen Weiterbüdung als Fachschulen und bei 
der Durchführung von Meistervorbereitungslehrgän- 
gen tätig. 

Im Interesse eines fairen Wettbewerbs mit den Weiter- 
büdungsträgern soll nach Auffassung der Bundesre- 
gierung berufliche Weiterbildung an beruflichen Schu- 
len nicht kostenlos angeboten werden (vgl. hierzu Ant- 
wort der Bundesregierung auf die Große Anfrage der 
Abgeordneten Weisskirchen (Wiesloch), Kühl wein u. a. 
und der Fraktion der SPD zur „ Lage und Entwicklung 
des berufsbüdenden Schulwesens" - Drucksache 10/ 
5652). 


32. Wie will die Bundesregierung sichern, daß außer- 
betriebliche Träger der Weiterbildung ihre hohen 
Investitionskosten in innovativen Bereichen 


durch eine langfristige Nutzung decken können, 
und ist die Bundesregierung bereit, angesichts 
der zyklischen Förderungspolitik der Bundesan- 
stalt für Arbeit für eine Kontinuität der Finanzie- 
rung der Träger zu sorgen? 

Nach Auffassung der Bundesregierung kann es im 
Weiterbüdungsmarkt langfristige Bestandsgarantien 
für bestimmte Einrichtungen nicht geben. Die Einrich- 
tungen müssen sich immer wieder neu im Markt be- 
währen. 

Bei Bau und Ausstattung überbetrieblicher beruflicher 
Weiterbildungsstätten übernehmen Bund, Länder und 
Bundesanstalt für Arbeit anteüig bis zu 75 % der Inve- 
stitionskosten, 25 % entfallen auf die eigenverantwort- 
lichen Träger. Sie werden damit in hohem Maße von 
den Investitionskosten entlastet. Ein spürbarer Eigen- 
beitrag ist erforderlich, um Fehhnvestitionen bei 
Umfang und Art der Kapazitäten zu vermeiden. 

In wirtschaftiich schwächer strukturierten ländhchen 
Regionen oder in industriellen Ballungsgebieten mit 
besonderen strukturellen Anpassungsproblemen kann 
in begründeten Ausnahmefällen zur Verbesserung der 
Infrastruktur dieser Räume öffenthche Förderung bis 
zu 90 % gewährt werden. 

Die Bundesanstalt für Arbeit nutzt bei der Förderung 
der beruflichen Büdung die Vorteile der marktwirt- 
schaftlichen Ordnung, um 

— die berufliche Büdung preisgünstig zu gestalten, 

— die Qualität der Maßnahmen stetig zu steigern und 

— neügegründeten Einrichtungen den Eintritt in den 
Markt zu ermöglichen. 

In begründeten Fällen werden von der Arbeitsverwal- 
tung mit den Trägem mehrjährige Verträge abge- 
schlossen. Dies wird von der Bundesanstalt z. B. dann 
praktiziert, wenn die Investitionen auf Veranlassung 
der Bundesanstalt erfolgt sind oder wenn das Büdungs- 
angebot von außergewöhnlicher Qualität ist und 
darum modellhaften Charakter hat oder wenn die 
Investitionskosten außergewöhnlich hoch sind. 

Die Förderung durch die öffenthche Hand ist im übri- 
gen generell nicht Träger-, sondern abnehmerorien- 
tiert. Die Fördemngspohtik verkennt nicht die Interes- 
sen und Finanziemngsnotwendigkeiten der Träger. 
Wichtiger aber ist die Deckung des Weiterbüdungs- 
bedarfs - durchaus auch durch wechselnde Träger. 


33. Sind die Fragen 26 bis 32 für strukturschwache 
und strukturstarke Räume gegebenenfalls unter- 
schiedlich zu beantworten, und wenn ja, wie? 

Im Grundsatz gelten die Antworten zu den Fragen 26 
bis 32 sowohl für strukturschwächere wie für struktur- 
stärkere Regionen. Private, gemeinnützige und öffent- 
hche Initiativen zur beruflichen Weiterbüdung sind zur 
erleichterten UmsteUung an veränderte Daten in aUen 
Bereichen und Regionen der Wirtschaft sowie in der 
Mehrzahl der Bemfe erforderlich, um die Anpassungs- 
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fähigkeit zu erhöhen. In der finanziellen Förderung aus 
öffenthchen Mitteln werden regionalspezifisch 
Schwerpunkte gesetzt. 

Der Bund stellte in den Jahren 1983 bis 1985 für die 
Errichtung, Erweiterung, den Bau und die Modernisie- 
rung überbetrieblicher Ausbüdungsstätten nach § 6 
Abs. 2 des Zonenrandförderungs ge setzes insgesamt 
13,5 Mio. DM zur Verfügung. Dadurch leistet die 
Bundesregierung einen Beitrag zur Verbesserung 
der beruflichen Bildungssituation im strukturschwa- 
chen Zonenrandgebiet (vgl. im übrigen Antwort zu 
Frage 32). 

Die Mittel der institutioneilen Förderung nach dem 
AFG siiid im Hinblick auf die arbeitsmarktpohtische 
Situation mk Vorrang für Einrichtungen vorzusehen, 
die Maßnahmen für Arbeitslose und/oder von Arbeits- 
losigkeit bedrohte Personen durchführen. Da die 
Arbeitslosenquote in der Regel in strukturschwachen 
Regionen höher liegt, werden diese damit bei der För- 
derung vorrangig berücksichtigt. 

Zum Abbau des Struktur gef älles werden nach den 
Richtlinien des Bundesministers für Bildung und Wis- 
senschaft über die Mitfinanzierung überbetrieblicher 
Ausbildungsstätten Vorhaben besonders in struktur- 
schwachen Regionen gefördert. Solche Maßnahmen 
sind vor allem dann erfolgreich, wenn parallel eine 
Stärkung der Infrastruktur auch in anderen Bereichen 
und eine Verbesserung des regionalen Betriebsbesat- 
zes erzielt werden. Von Bedeutung sind hierbei insbe- 
sondere auch flankierende Maßnahmen der Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur" und Programme der Länder. Danach 
kann die Errichtung und/oder der Ausbau von Ausbil- 
dungs-, Fortbildungs- und Umschulungsstätten geför- 
dert werden, soweit ein unmittelbarer Zusammenhang 
mit dem Bedarf der regionalen gewerblichen Wirt- 
schaft an geschulten Arbeitskräften besteht. 


HL Personal in der beruflichen Weiterbildung 

34. Über welche Qualifikationen verfügen die Dozen- 
ten in der beruflichen Weiterbildung, plant die 
Bundesregierung eine „Ausbildereignungsver- 
ordnung" für die innerbetriebliche Weiterbil- 
dung, und welcher Art sind die Beschäftigungs- 
verhältnisse von Weiterbüdungspersonal? 

Der Begriff „Dozenten" für das. Personal in der beruf- 
lichen Weiterbildung ist angesichts der Vielfalt der 
Aufgaben fragwürdig. Das Spektrum der Aufgaben 
des Weiterbildungspersonals reicht von der Weiter- 
gabe sehr spezieller Fachkenntnisse und -fertigkeiten 
über die Vermittlung fachübergreifender Qualifikatio- 
nen bis zur sozialpädagogischen Betreuung (vgl. Ant- 
worten zu Fragen 36 und 42). Quahfikation und 
Beschäftigungsverhältnisse der Lehrkräfte in der 
beruflichen Weiterbüdung sind - unabhängig davon, 
ob sie innerhalb oder außerhalb von Betrieben tätig 
werden - dementsprechend sehr unterschiedhch. 

Die Zahl der Lehrkräfte in der beruflichen Weiterbü- 


dung ist entsprechend dem Umfang dieses Büdungs- 
bereiches außerordentlich groß und weder nach Quan- 
tität noch nach Qualität statistisch erfaßt und erfaßbar. 

Grundsätzlich kann man davon ausgehen, daß als 
wichtigste Qualifikation des Weiterbüdungspersonals 
eine ausgeprägte fachliche Kompetenz vorhanden sein 
soll, andernfalls würde eine Lehrkraft sich nicht in 
diesem überwiegend auf nebenberuflicher Basis aus- 
geübten Betätigungsfeld halten können. 

Ein erheblicher Teü der Lehrkräfte kommt aus beruf s- 
büdenden Schulen, Fachschulen und Hochschulen, die 
diese Aufgabe im Nebenamt oder als Nebentätigkeit 
ausüben. Vielfach sind auch Fachkräfte oder Füh- 
rungskräfte aus Betrieben nebenberuflich eingesetzt. 

Die Festlegung von Mindestanforderungen für die Eig- 
nung von Lehrkräften in der axißerschuhschen beruf- 
hchen Weiterbüdung lehnt die Bundesregierung aus 
grundsätzüchen Erwägungen ab: Wegen ihrer notwen- 
digen Praxisorientiertheit ist die berufliche Weiterbü- 
dung in besonderer Weise auch auf die Mitarbeit von 
Beruf spraktikem angewiesen. Es ist daher nicht beab- 
sichtigt, die Voraussetzungen für die Tätigkeit einer 
Lehrkraft in der beruflichen Weiterbüdung zu regle- 
mentieren. 


35. Welche Aufgaben können arbeitslose Lehrer in 
der beruflichen Weiterbüdung übernehmen, und 
welche Erfahrungen hegen darüber vor? 

Die Frage eines denkbaren Einsatzes arbeitsloser Leh- 
rer in der beruflichen oder aUgemeinen Weiterbüdung 
ist in der Vergangenheit wiederholt auch mit den Län- 
dern erörtert worden. Die Bund-Länder-Kommission 
für Büdungsplanung und Forschungsförderung hat 
aUerdings davon abgesehen, eine solche Förderungs- 
möglichkeit in den Katalog der Empfehlungen zur Mü- 
derung der Lehrerarbeitslosigkeit aufzunehmen. 
Hauptgrund hierfür ist, daß die arbeitslosen Lehrer in 
der Regel nicht den für die berufliche Weiterbüdung 
notwendigen einschlägigen Berufserfahrungshinter- 
grund besitzen. 


36. Welche besonderen Quahfikationen sollen nach 
Vorschlag der Bundesregierung die Dozenten für 
Weiterbüdungslehrgänge für Arbeitslose, insbe- 
sondere für langfristige Arbeitslose, haben? 

Bei Arbeitslosen, insbesondere langfristig Arbeitslo- 
sen, geht es nicht nur um die Vermittlung geeigneter 
fachlicher Inhalte und Kenntnisse, sondern auch um 
die psychische Stabüisierung und um die Entwicklung 
eines leistungsorientierten Verhaltens. Lehrgänge für 
diesen Personenkreis bedürfen daher besonders quali- 
fizierter Lehrkräfte. 

Im Rahmen eines Forschungsauftrages ist die Pädago- 
gische ArbeitssteUe des Deutschen Volkshochschul- 
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Verbandes vom Bundesministerium für Bildung und 
Wissenschaft damit beauftragt worden, Vorschläge zur 
Verbesserung der Qualifizierung von Lehrkräften für 
Weiterbildungslehrgänge für arbeitslose Erwachsene 
zu machen. In enger Zusammenarbeit mit den Trägem 
von Modellversuchen zur Qualifiziemng von arbeits- 
losen Erwachsenen ohne Bemfsausbildung und dem 
Bundesinstitut für Berufsbüdimg soll ein Konzept erar- 
beitet werden, aus dem hervorgeht, welche besonde- 
ren Qualifikationen Lehrkräfte benötigen, um Arbeits- 
lose erfolgreich, z. B. im Rahmen der Umschulung, wei- 
terbilden zu können. Es soUen u. a. Materialien zur 
Lehrkräfte-Weiterbildung in Form von Handreichun- 
gen entwickelt imd erprobt werden. 


/V. Weiterbildungsberatung/Transparenz des 
Angebots 

37. Wie viele und welche Art von Weiterbildungsbe- 
ratungsstellen - außerhalb der Arbeitsämter xind 
der Kammern - gibt es in der Bimdesrepubhk 
Deutschland, welche Erfahrungen liegen über de- 
ren Tätigkeit vor, wer sucht dort nach Informatio- 
nen nach, imd wie arbeiten die verschiedenen 
Weiterbildimgsberatxmgsstellen zusammen? 

Die Bundesregiemng spricht sich nachdrücklich für ein 
offenes Weiterbildungssystem aus, in dem die Vielfalt 
der Trägerschaft, die Flexibüität des Angebotes und 
die Autonomie der inhaltiichen Gestaltung als wichtige 
Bedingungen für ein anpassungsfähiges und den 
unterschiedlichen Bedürfnissen der Bürger und der 
Betriebe am besten entsprechendes Weiterbüdungsan- 
gebot gesichert sind. Ein solches, durch Angebot und 
Nachfrage bestimmtes Weiterbildungssystem setzt 
allerdings ein Mindestmaß an Transparenz und Ver- 
gleichbarkeit der Angebote voraus. Die Abnehmer, 
d. h. die einzelnen Fortbildungsinteressenten und die 
Betriebe, wollen und müssen wissen, das der Markt für 
sie bietet. Dieser Transparenz und Vergleichbarkeit in 
der beruflichen Weiterbildung dienen u. a. die Weiter- 
bildungsberatung, Verzeichnisse und Kataloge von 
Fortbildungsgängen und -Prüfungen (vgl. Antwort zu 
Frage 38) sowie die Ordnungsmaßnahmen des Bundes 
auf der Gmndlage des BBiG und der HwO (vgl. Ant- 
wort zu Frage 6) . 

Der Bundesregierung liegt kein Zahlenmaterial über 
die Anzahl von Weiterbildungsberatungsstellen in der 
Bundesrepublik Deutschland vor. Solche Beratungs- 
stellen oder auch nur -angebote gibt es in verschieden- 
ster Trägerschaft. Sie sind häufig nüt Institutionen 
gekoppelt, die Weiterbildungsmaßnahmen durchfüh- 
ren und/oder Prüfungen in diesem Bereich abnehmen. 
Beispielhaft für die Träger - abgesehen von Arbeits- 
ämtern und Kammern - seien hier genannt: 

— Arbeitgeberorganisationen (z. B. Berufsfachver- 
bände, Berufsförderungswerke), 

— Arbeitnehmerorganisationen, 

— kirchhche Organisationen, 

— Einrichtungen der freien Wohlfahrtspflege, 

— Volkshochschulen, 


— Berufsförderungsdienst der Bundeswehr, 

— sonstige Bildungsträger, wie z. B. private Schulen. 

Daneben dürften nach Schätzungen in 20 bis 30 Kom- 
munen kommunale Beratungsstellen für Weiterbil- 
dung bestehen. 

Für die Erfüllung ihrer gesetzhchen Aufgabe arbeitet 
die Bundesanstalt für Arbeit mit allen an der beruf- 
hchen Bildung beteüigten und interessierten Stellen, 
so auch mit anderen Weiterbildungsberatungsstellen 
zusammen. Dazu wurden die Dienststellen insbeson- 
dere auch im Rahmen des seit 1974 laufenden Aktions- 
programms der Bundesanstalt für Arbeit „Berufliche 
Bildung und Beschäftigungslage" wiederholt auf gef or- 
dert, zuletzt noch durch den Vorstand der Bundesan- 
stalt für Arbeit im Zusammenhang mit der „Qualifizie- 
rungsoffensive". 

Die Form der Zusammenarbeit der Bundesanstalt für 
Arbeit mit den verschiedenen Trägem der bemflichen 
Bildung und Weiterbildungsberatungsstellen ist viel- 
fältig imd differenziert. Ein besonderes Ziel solcher 
Kooperation ist es, Arbeitnehmer über die große 
Bedeutung der bemflichen Weiterbildimg für die 
bemfliche Entwicklung und Sicherheit zu informieren 
und so für die Teilnahme an entsprechenden Maßnah- 
men zu motivieren. 

Das Bundesmihisterium für Bildung und Wissenschaft 
hat in der Vergangenheit mehrere Modellvorhaben 
gefördert, in deren Rahmen neim Beratungsstellen in 
sechs Kommunen eingerichtet und erprobt wurden. 
Dabei hat sich die kommunale, trägenmabhängige 
und von hauptbemflichen Weiterbildungsberatern 
geführte Beratungsstelle als geeignete und leistungs- 
fähige Organisationsform erwiesen. Ihr Bedarf wird - 
wie eine Städteumfrage des Deutschen Instituts für 
Urbanistik gezeigt hat - von den meisten Kommunen 
hoch eingeschätzt und ist auch durch die hohe Inan- 
spmchnahme von Ratsuchenden nachzuweisen. 

Die aufgmnd der Modellvorhaben gewonnenen Erfah- 
mngen lassen sich kurz wie folgt zusammenfassen: 

Die Aufgaben der Beratungsstellen liegen vornehmlich 
in der Individualberatung, d.h. in der Information, 
Beratung, Motiviemng und Unterstützung bei der Teil- 
nahme an Weiterbildung sowie der aktiven Ansprache 
von Weiterbildungsinteressierten. Ein weiterer Aufga- 
benschwerpunkt ist die Institutionenberatung, d. h. die 
Kooperation mit Weiterbüdungseinrichtungen in Form 
von Informationsaustausch und Kontaktpflege mit Ver- 
anstaltern, Beratung bei der Angebotsgestaltung sowie 
Anregung und Konzipierung neuer bedarfsorientierter 
Weiterbildungsangebote. Die im Rahmen der Modell- 
vorhaben -eingerichteten kommunalen Beratungs- 
stellen haben sich in der Praxis bewährt, so daß sieben 
der neun Einrichtungen seit 1983 in eigener kommuna- 
ler Verantwortung imd mit eigenen Etatmitteln fort- 
geführt werden. 

Die Beratungsdienste werden hauptsächlich von Rat- 
suchenden mit geringerer schulischer Qualifikation in 
Anspruch genommen. Etwa zwei Drittel aller Rat- 
suchenden waren Hauptschulabsolventen bzw. hatten 
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keinen Schulabschluß. Einen hohen Anteil unter den 
Ratsuchenden (35 %) nahm die Gruppe der Arbeits- 
losen ein. Im Mittelpunkt der Weiterbildungswünsche 
standen mit 58 % Maßnahmen der beruflichen Weiter- 
bildimg. Bei mehr als der Hälfte aller Ratsuchenden 
ging die Beratung über Informationsvermittlung hin- 
aus; durch motivierende Beratung konnten diesen Per- 
sonen konkrete Hüfen zur Weiterbüdungsteünahme 
bzw. zur Verhinderung des Abbruchs einer Maßnahme 
gegeben werden. 36 % der Ratsuchenden wurden von 
den Beratungsstellen nach der motivierenden Weiter- 
bildungsberatung bei Einrichtungen zur Teünahme 
angemeldet. 

Weiterbildungsberatungsstellen vermögen insoweit 
die Auswirkungen von Arbeitslosigkeit zu nüldem und 
tragen außerdem dazu bei, durch Motivierung von 
Arbeitslosen und Sozialhüfeempfängem zur Teil- 
nahme an Weiterbildung und der damit verbundenen 
Verbesserung ihrer Chancen zm* Wiederb eschäftigimg 
den steigenden Sozialhüfeausgaben der Kommimen 
entgegenzuwirken. 

Im Rahmen der Institutionenberatung arbeiten die 
Beratungsstellen in vielfacher Weise mit den verschie- 
denen Veranstaltern und anderen Beratungsdiensten 
im örtlichen Weiterbildungsbereich zusammen. Dem- 
gegenüber finden sich allenfalls lose Formen der Ko- 
operation von kommimalen Beratungsstellen unterein- 
ander. Insoweit fehlt es bislang an einem struktmierten 
Erfahrungsaustausch. 


38. Welche Möglichkeiten gibt es für Arbeitnehmer, 
sich über Weiterbildungsangebote am Ort zentral 
zu informieren, und in welchen Städten, Gemein- 
den, Regionen, Kammerbezirken werden Weiter- 
bildungskataloge, die einen umfassenden Über- 
bhck über das dortige Angebot vermitteln, ange- 
boten? 

In einem offenen und pluralen Weiterbildungssystem 
ist die Beratung der Berufstätigen wie der Arbeitslosen 
über die für sie in Betracht kommenden Weiterbü- 
dungsangebote besonders wichtig, um die Auswahl 
der „richtigen" Maßnahme zu erleichtern und um 
Fehlentscheidungen und -investitionen möglichst zu 
vermeiden. 

Es gehört zu den gesetzlichen Aufgaben der Bundes- 
anstalt für Arbeit, den Ratsuchenden alle geeigneten 
Informationen über die berufliche Weiterbildung im 
Rahmen der Arbeitsberatung und der Berufsberatung 
zu geben. Die Bundesanstalt für Arbeit hat über Mög- 
lichkeiten zur Förderung der beruflichen Büdung unter 
den Voraussetzungen des Einzelfalles zu unterrichten. 
Diese Beratungen durch die Arb eits Verwaltung erfol- 
gen aufgrund vielfältiger, den Arbeitsämtern vorlie- 
genden Informationen. Dazu gehört auch das von der 
Bundesanstalt für Arbeit herausgegebene Verzeichnis 
„Einrichtungen zur beruflichen Büdung". In diesem 
Verzeichnis werden zu den einzelnen Weiterbüdungs- 
möglichkeiten Angaben über Büdungsstätten, Zu- 
gangsvoraussetzungen, Aufnahmemöglichkeiten, Auf- 


nahmekriterien, Unterrichtsform und -dauer, BUdungs- 
schwerpunkte, Inhalte imd Abschluß gemacht sowie 
sonstige wichtige Hinweise gegeben. Im Rahmen der 
Verstärkung und Weiterentwicklung von EDV- ge- 
stützten Informationssystemen wird in der Arbeitsver- 
waltung z. Z. auch die Mikroverfümung des regionalen 
Weiterbüdungsangebotes angestrebt bzw. erprobt. Die 
Informationen t'Jcönnen von den Ratsuchenden über 
Mikrofümlesegeräte in den Wartezonen der Arbeits- 
ämter abgerufen werden. 

Außerhalb der Arbeitsverwaltung werden darüber hin- 
aus zahlreiche Verzeichnisse und Kataloge über das 
Angebot an beruflicher Weiterbüdung regionaler und 
überregionaler Art geführt. Diese Verzeichnisse bzw. 
Kataloge werden von Weiterbüdungsträgem, von re- 
gionalen oder überregionalen Trägerzusammenschlüs- 
sen sowie auch von zentralen SteUen veröffentiicht. So 
gibt das Bundesinstitut für Berufsbüdung seit einigen 
Jahren Verzeichnisse über Träger, Maßnahmen, Be- 
dingungen und Abschlüsse in spezieUen Fortbüdungs- 
bereichen (Industriemeister, Datenverarbeitimgsfach- 
kräfte, kaufmännische Fortbüdung, Sozial- und 
Gesundheitsberufe) im ganzen Bundesgebiet heraus. 
Verzeichnisse von Fortbüdungsmaßnahmen zur 
Anwendung von „Neuen Technologien" sind im Bun- 
desinstitut in Vorbereitung. Die verschiedenen Ver- 
zeichnisse und Kataloge informieren den Interessenten 
weitgehend über das für ihn in Betracht kommende 
Angebot an beruflicher Weiterbüdung. 

Eine komplette Aufstehung darüber, in welchen Städ- 
ten, Gemeinden, Regionen imd Kammerbezirken der- 
artige Lehgangsverzeichnisse im einzelnen herausge- 
geben werden, liegt der Bundesregierung nicht vor. 


39. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
unternommen, die Transparenz des Weiterbü- 
dungsangebots hinsichtlich der Intensität, Stoff- 
tiefe und -breite, der Qualität des Angebots, des 
Erfolgs der Teünehmer, des Preis-Leistimgs- Ver- 
hältnisses herzustellen? 

Zur Förderung der Transparenz der vielfältigen regio- 
nalen Weiterbüdungsangebote wurde vom Bundesin- 
stitut für Berufsbüdung im Rahmen des Forschungs- 
projekts „Qualität und Wirtschaftlichkeit beruflicher 
Weiterbüdung" ein Vorschlag für „Übersichten über 
das regionale Weiterbüdungsangebot" entwickelt, die 
nicht nur vom Beratungspersonal der Arbeitsämter, 
sondern auch von den Ratsuchenden und Weiterbü- 
dungsinteressierten, den Betrieben sowie den Bü- 
dungsträgern direkt genutzt werden können. Dieser 
Vorschlag wird z. Z. im Zusammenhang mit gleichge- 
richteten Bemühungen der Bundesanstalt für Arbeit, 
mehr Transparenz im Weiterbüdungsbereich herzu- 
steUen, weiter entwickelt. Angestrebt werden Weiter- 
büdungsverzeichnisse für im einzelnen noch abzu- 
grenzende Büdungsräume (in der Regel mehrere 
Arbeitsamtsbezirke), für die die Informationen und 
Daten vorliegender Dokumentationen regional aufbe- 
reitet werden soUen (zu den bestehenden Informa- 
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tions- und Beratungsdiensten vgl. im übrigen Antwor- 
ten zu Fragen 37 und 38). 

Darüber hinaus hat das Bundesministerium für Bildung 
und Wissenschaft einen Forschungsauftrag erteilt zur 
Auswertung der Fülle an Konzepten, Maßnahmen und 
Materiahen zur beruflichen Bildung im Bereich der 
neuen Technologien. In diesem Rahmen wird auch 
geprüft, ob eine Datenbank über Weiterbildungsange- 
bote aufgebaut werden soll. Das Bundesinstitut für 
Berufsbildung ist gebeten worden, eine Abstimmung 
über die Kriterien einer diesbezüghchen Dokumenta- 
tion sowie über die Vergleichbarkeit mit bestehenden 
Systemen durchzuführen. Hierzu ist auch eine Abstim- 
mung mit anderen Institutionen, z. B. der Bundesan- 
stalt für Arbeit, erfordertich, um Doppelarbeiten zu 
vermeiden und den Datenaustausch zu ermöghchen. 
Erst nach Abschluß dieser Untersuchungen kann beur- 
teilt werden, inwieweit noch weitere Maßnahmen zur 
Verbesserung der Transparent in diesem Bereich 
erfordertich sind. 

Zur Frage des Erfolgs der Teilnehmer an Maßnahmen 
der beruflichen Weiterbildung werden vom Institut für 
Arbeitsmarkt- und Beruf sforschimg der Bundesanstalt 
für Arbeit auf der Grundlage der Geschäftsstatistiken 
der Bundesanstalt regelmäßig Analysen durchgeführt, 
deren Ergebnisse in den „Mitteilungen aus der 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung" veröffentlicht 
werden. 

40. Was hat die Bundesregierung unternommen, um 
die Empfehlung des Hauptausschusses des Bun- 
desinstituts für Berufsbildung vom 18. Juli 1985 
umzusetzen, wonach zur Information und ziel- 
gruppenorientierten Beratung von Frauen über 
alle gegebenen Weiterbildungsangebote die In- 
form ations- und Beratungsmöglichkeiten auf ört- 
licher Ebene, insbesondere der Arbeitsverwal- 
tung in Kooperation mit den Trägem und Einrich- 
tungen der Weiterbildung, verstärkt werden soll? 

Frauen sind bei der Förderung der beruflichen Bildung 
durch die Bundesanstalt für Arbeit eine hervorgeho- 
bene Zielgruppe. Deshalb wurde auf die speziellen 
Informations- und Bildungsbedürfnisse dieses Per- 
sonenkreises auch im Rahmen des Aktionsprogramms 
der Bundesanstalt für Arbeit „Berufliche Bildung und 
Beschäftigungslage" mehrmals hingewiesen. 

Frauen werden ebenso wie Männer durch die Arbeits- 
beratung in den Arbeitsämtern umfassend über die 
regionalen und überregionalen Weiterbildungsmög- 
tichkeiten der verschiedenen Bildungseinrichtungen 
informiert. 

Darüber hinaus ist u. a. auch für zielgruppenorientierte 
Beratung in jedem Arbeitsamt in der Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitsberatung eine geeignete Führungs- 
oder Fachkraft, nach Möglichkeit eine Frau, mit der 
Wahrnehmung von Frauenfragen beauftragt. Diese 
„Frauenbeauftragte" ist dem Abteilungsleiter der 
Arbeitsvermittlung und Arbeitsberatung unmittelbar 
unterstellt. Mit diesen Vorkehrungen wird von der 
Bundesanstalt für Arbeit der besonderen Situation der 
Frauen im Berufsleben auch bei Fragen der beruf- 
lichen Weiterbildung Rechnung getragen. 


41. Welche Maßnahmen sind vorgesehen, um die Er- 
fahnmgsbezüge der Teilnehmer bei Maßnahmen 
im technischen Bereich auch für die Teilnehme- 
rinnen zu gewährleisten? 

Aus Modellversuchen in gewerblich-technischen Beru- 
fen ist zu erkennen, daß die Erfahrungsbezüge bei 
Frauen im Umgang mit der Technik nicht annähernd in 
gleichem Umfange vorhanden sind wie bei Männern. 
Daher sind in solchen Lehrgängen Zusätzliche Lernein- 
heiten erforderlich, die besondere Aspekte der Tech- 
nik vermitteln. Soweit wie möglich sollte dabei an die 
auch Mädchen und Frauen bekannten technischen Er- 
fahrungsbezüge im Haushalt angeknüpft werden. In 
der Empfehlimg des Hauptausschusses des Bundesin- 
stituts für Berufsbildung zur Weiterbildung von Frauen 
vom 24. Mai 1985 heißt es dazu, daß es generell die 
Aufgabe von Ausbildern sowie von Lehr- und Lernma- 
teriatien ist, „an den Erfahrungsbezügen der Teilneh- 
mer anzuknüpfen. Damit dies bei Maßnahmen im tech- 
nischen Bereich auch für alle Teilnehmerinnen ge- 
währleistet ist, sollen die Träger und Einrichtungen der 
Weiterbildung alle zuvor erworbenen Kenntnisse und 
Fertigkeiten von Frauen bei der Abstimmung von 
Inhalten und Methoden der Weiterbildung berücksich- 
tigen". 

Die vom Bundesministerium für Bildung und Wissen- 
schaft geförderten Modellversuche für die berufliche 
Weiterbildung von Frauen tragen den unterschied- 
lichen Bildungs- und Erfahrungsvoraussetzungen der 
Teilnehmerinnen - insbesondere auch den unter- 
schiedlichen Zugang von Frauen zu Technik und 
Naturwissenschaften - durch besondere Motivations- 
bzw. Kenntnisvermittlung Rechnung. So hat das Bun- 
desministerium für Bildung und Wissenschaft 1985 ein 
Modellprogramm „Computerkurse für Mädchen" ab- 
geschlossen. Aufgrund der guten Erfahrungen sind 
jetzt in Zusammenarbeit mit der Computerindustrie 
Modellversuche zur Schulung mit der neuen Informa- 
tionstechnik ausgeschrieben worden, die von unter- 
schiedlichen Bildungsvoraussetzungen und beruf- 
lichen Vorerfahrungen der angesprochenen Frauen 
ausgehen. Die Kurse sollen zwischen drei und sechs 
Monate dauern. 

Darüber hinaus wird die generelle Frage, wie Erfah- 
rungsbezüge in die Gestaltung von Maßnahmen der 
beruflichen Fortbildung und Umschulung einftießen 
können, in dem Forschungsprojekt des Bundesinstituts 
für Berufsbildung „Auswirkungen frauenspezifischer 
Lebensbedingungen auf die berufliche Weiterbildung 
von Frauen" im einzelnen untersucht. 


42. Auf welche Weise werden Teilnehmerinnen, die 
aufgrund längerer Arbeitslosigkeit oder aus ande- 
ren Gründen persönliche Schwierigkeiten haben, 
durch geeignete individuelle Betreuung und 
durch lehrgangsbegleitende Unterstützung geför- 
dert? 

Neben dem Einsatz von Sozialpädagogen und Sozial- 
arbeitern, die eine geeignete individuelle Betreuung 
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der Teilnehmerinnen bieten können, dient auch die 
Durchführung besonderer, lehrgangsbegleitender 
Stütz- und Förderkurse dem Ziel, persönhche Schwie- 
rigkeiten der Teilnehmerinnen soweit wie möghch zu 
kompensieren. Dies entspricht auch den Empfehlun- 
gen des Hauptausschusses des Bundesinstituts für 
Berufsbildung vom 24. Mai 1985 zur Weiterbildung 
von Frauen. 

Soweit erforderhch, werden vom Arbeitsamt Sozialbe- 
treuer eingesetzt, die zum einen vor Beginn der Bil- 
dungsmaßnahme und zum anderen auch während der 
Teilnahme an einer Büdungsmaßnahme den Teilneh- 
mern mit Rat und Hilfe zur Verfügung stehen. Darüber 
hinaus können auch die Kosten eines beim Bildungs- 
träger beschäftigten Sozialbetreuers im Rahmen der 
Erstattung der Lehrgangs gebühren übernommen wer- 
den, wenn ein Sozialbetreuer für die erfolgreiche 
Durchführung der Bildungsmaßnahme notwendig ist. 

Auch im Rahmen der Modellversuchsreihe des Bun- 
desministeriums für Büdung und Wissenschaft zur 
Quahfizierung von Erwachsenen ohne Berufs ausbil- 
dimg soll erprobt werden, welche sozialpädagogische 
Unterstützung und welcher fachtheoretische und fach- 
praktische Stützunterricht erforderhch sind, damit vor 
allem arbeitslose Frauen mit Erfolg eine Umschulung 
bis zu einem Abschluß in einem anerkannten Ausbii- 
dungsberuf durchlaufen können. 


V. Finanzierung der beruflichen Weiterbildung 

43. In welchem Umfang tragen die Kostenträger der 
Weiterbildung - Bund, Länder, Gemeinden, Ar- 


beitgeber, Arbeitnehmer - zu den Gesamtkosten 
der Weiterbildung bei? 

Den größten Teü der Weiterbildungskosten tragen die 
Wirtschaft und die Bundesanstalt für Arbeit. 

Nach Angaben des Instituts der deutschen Wirtschaft 
betrugen die Weiterbildungskosten der Wirtschaft 
1985 ca. lO Mrd. DM. 

Die Bundesanstalt für Arbeit wendet für Weiterbü- 
dungsmaßnahmen (einschheßhch individuelle Förde- 
rung der beruflichen Rehabüitation) jährhch über 
5 Mrd. DM auf. 

Die Ausgaben von Bund, Ländern imd Gemeinden für 
die berufliche Weiterbildung werden nicht gesondert 
erfaßt. Es hegen ledighch entsprechende Zahlen über 
die Ausgaben für die Weiterbildung insgesamt vor. 
Danach betrugen die Gesamtausgaben für diesen Be- 
reich 1985 2,956 Mrd. DM. Sie haben sich seit 1975 um 
280 % gesteigert. Die Ausgaben des Bundes zur Wei- 
terbildung betrugen 1985 778 Mio. DM, das sind 
10,9% der gesamten Bildungsausgaben des Bundes. 
Die Länder wendeten 1985 für Weiterbildung insge- 
samt 1,166 Mrd. DM auf, das sind 1,8% der Bildungs- 
ausgaben der Länder. Die Aufwendungen der Ge- 
meinden und Zweckverbände betrugen 1985 1,013 
Mrd. DM, das sind 6,7 % der Bildungsausgaben dieser 
Körperschaften. 

Hinzu kommen für Schüler in Fachschulklassen, deren 
Besuch eine abgeschlossene Berufsausbüdung voraus- 
setzt, Ausgaben nach dem Bundesausbiidungsförde- 
rungsgesetz. Im Jahre 1984 waren es rd. 70 Mio. DM; 
davon entfielen auf den Bund 65 v. H. und auf die 
Länder 35 v. H. 


Ausgaben der Bundesanstalt für Arbeit in Mio. DM 



1983 

1984 

1985 

1986 ‘) 

Unterhaltsgeld 

1 815,4 

1 784,2 

1 850,1 

2 402,4 

Sachkosten 





- Fortbildung 

671,7 

806,5 

953,5 

1 128,1 

- Umschulung 

432,5 

444,3 

462,3 

513,6 

Einarbeitungszuschüsse 

115,1 

122,7 

165,5 

355,1 

Zusammen: 

3 034,7 

3 157,7 

3 431,4 

4 399,2 


Ausgaben der Bundesanstalt für Arbeit zur individu- 
eUen Förderung der beruflichen Rehabihtation: 



in Mio. DM 

1983 

1 826,0 

1984 

1 821,1 

1985 

1 859,1 

1986^) 

2 263,7 


laut Haushaltsplan der Bundesanstalt 
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Wegen der Aufwendungen der Arbeitnehmer vgl. Ant- 
wort zu Frage 49. 


44. Die Bundesregierung stützt ihre Angaben zur Fi- 
nanzierung der betrieblichen Weiterbüdungsaus- 
gaben seit 1983 auf Angaben des Instituts der 
deutschen Wirtschaft. 

Ist der Bundesregierung die Kritik an dieser Erhe- 
bung bekannt, und wie beurteilt sie diese? 

Die Bundesregierung hat im Berufsbildungsbericht 
1986 u. a. darauf hingewiesen, daß die Nettokosten für 
die Berufsausbildung und für die berufliche Weiterbil- 
dtmg der Betriebe nach Erhebungen des Instituts der 
deutschen Wirtschaft bei rd. 32 Mrd. DM liegen (zum 
Anteil für die berufliche Weiterbildung vgl. Antwort zu 
Frage 43). Auch die Bundestagsfraktion der SPD hat 
sich in der Begründung zu ihrem Entwurf eines Ausbil- 
dungsplatzfinanzierungsgesetzes auf die Zahlen des 
Instituts der deutschen Wirtschaft bezogen (Drucksa- 
che 10/5143, S. 5). 

Bei Kostenerhebungen dieser Art, die sich auf relativ 
kleine Stichproben stützen, können die Ergebnisse nur 
als Größenordnung angegeben werden. Im übrigen 
kommen die Abschätzungen des Bundesinstituts für 
Berufsbildung in der Tendenz zu ähnlichen Ergeb- 
nissen. 


45. Nach Eigenangaben der Unternehmen entfallen 
rund 75 % der Ausgaben für betriebliche Weiter- 
bildung auf indirekte Kosten (Produktionsausfall- 
zeiten etc.), 

Teüt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
angesichts der extrem kurzen Dauer der Maßnah- 
men der betrieblichen Weiterbildung die Arbeit- 
nehmer Produktionsausfälle durch intensivere Ar- 
beit (unbezahlte Überstunden etc.) nachholen 
müssen und die sogenannten indirekten Kosten 
daher reine fiktive Kosten sind? 

Was veranlaßt die Bundesregierung dazu, die in- 
haltlich vöUig unterschiedhchen Ausgaben der 
öffentlichen Hand, der Bundesanstalt für Arbeit 
und der Privatwirtschaft dennoch unkommentiert 
nebeneinander zu stellen? 


Die Aussage, daß fast drei Viertel der gesamten Wei- 
terbildungskosten auf mittelbare Kosten entfallen, 
basiert auf einer Erhebung des Bundesinstituts für 
Berufsbildung aus dem Jahre 1983/84 bei 119 Betrie- 
ben aus den Industriezweigen Chemie, Metall, 
Maschinenbau, Elektro und Textil in den Ländern 
Nordrhein-Westfalen, Hessen und Rheinland -Pfalz. 
Die gleiche Untersuchung gelangt zu dem Ergebnis, 
daß rd. zwei Drittel (68%) der befragten Betriebe die 
Ausgaben für Weiterbildung jedoch nicht als Weiter- 
bildungskosten erfassen, da sie über keine entspre- 
chende Kostenrechnung verfügen. 

Insgesamt dürfte unbestritten sein, daß ein nicht uner- 


heblicher Teil der gesamten Weiterbildungsaufwen- 
dungen der Wirtschaft auf indirekte Kosten entfällt. 
Der Anteil hängt in starkem Maße von der Art und der 
Größe des Betriebes ab. Einer Erhebung des Instituts 
der deutschen Wirtschaft aus dem Jahre 1980 zufolge 
liegt er zwischen 70% bei Handwerksbetrieben und 
rd. 30 % bei IHK-Betrieben mit bis zu 1 000 Beschäf- 
tigten. 

Der Produktionsausfall, der durch Weiterbildungsmaß- 
nahmen bedingt ist, wird im allgemeinen in der be- 
trieblichen Praxis ähnlich aufgefangen, wie dies bei 
Krankheiten und Urlaub von Mitarbeitern der Fall ist. 
So halten größere Betriebe im gewerblichen Bereich in 
der Regel eine Personalreserve bereit. Da dies im kauf- 
männischen Bereich und auch bei kleineren Betrieben 
im allgemeinen nicht möglich ist, können die Produk- 
tionsausfallzeiten dort nur im Rahmen der kalkulato- 
rischen Kosten berücksichtigt werden. Insgesamt dürf- 
ten die vom Institut der deutschen Wirtschaft ermittel- 
ten Kosten eher an der Obergrenze der Ergebnisse 
hegen, die aus einer Auswertung betrieblicher Weiter- 
bildungskostenrechnungen zu erwarten wären. 

Die Bundesregierung hat im Berufsbildungsbericht 
1986 die Aus- und Weiterbildungsausgaben der Öffent- 
hchen Hand, der Bundesanstalt für Arbeit und die 
Kosten der Privatwirtschaft zwar nebeneinanderge- 
stellt, gleichzeitig jedoch durch entsprechende Hin- 
weise auf die unterschiedlichen Quellen ~ für jeden 
erkennbar - aufmerksam gemacht. In Zukunft wird er- 
gänzend darauf hingewiesen werden, daß Kosten und 
Ausgaben nicht unmittelbar miteinander verghchen 
werden können. Dies wurde bisher als bekannt voraus- 
gesetzt. 


46. In welchen Branchen gibt es bereits von den 
Tarifparteien vereinbarte Fondsregelungen für 
den Bereich der beruflichen Weiterbüdung, wie 
hoch sind die Leistungen, die daraus erbracht 
werden, wie beurteüt die Bundesregierung diese 
Regelungen, und beabsichtigt die Bundesregie- 
rung, derartige Fondsregelungen insbesondere 
für den Bereich der Klein- und Mittelbetriebe zu 
fördern? 


In einigen Fachbereichen des Baugewerbes gibt es 
tarifliche Regelungen, die eine Erstattung von Kosten 
der Berufsausbildung an Arbeitgeber aus dem Fonds 
einer gemeinsamen Einrichtung der Tarifvertragspar- 
teien vorsehen. Dagegen hat, soweit ersichtlich, nur 
der Tarifvertrag über die Berufsbildung im Gerüstbau- 
gewerbe Fragen der beruflichen Weiterbildung zum 
Gegenstand. Als gemeinsame Einrichtung der Tarif- 
vertragsparteien des Gerüstbaugewerbes besteht eine 
Sozialkasse, deren Aufgabe es u. a. ist, berufliche Fort- 
bildungsmaßnahmen zu fördern. Über die Höhe der 
Leistungen liegen keine Erkenntnisse vor. Es handelt 
sich dabei um Regelungen, die auf Grund der Tarif- 
autonomie von den Tarifvertragsparteien eigenverant- 
wortlich und ohne staatliche Einflußnahme zustande 
kommen. Die Bundesregierung sieht keine Veranlas- 
sung, derartige Regelungen zu fördern. 
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47. Wie beurteilt die Bundesregierung eine staatliche 
Fondsfinanzierung der Weiterbildung, wie sie 
z. B. in Frankreich durch eine generelle Umlage- 
finanzierung praktiziert wird? 

Die Bundesregierung lehnt eine staatliche Fondsfinan- 
zierung der Weiterbildung durch eine Umlage, wie sie 
z.B. in Frankreich praktiziert wird, ab. Gegen einen 
solchen Vorschlag sprechen unter den Gegebenheiten 
der Bundesrepublik Deutschland alle Gründe, aus 
denen jede gesetzhche Beruf sbüdüngsabgabe und glo- 
bale Fondsfinanzierung abzulehnen ist: 

— Sie führt zu keiner Steigerung der Fortbüdungs- 
bereitschaft und der entsprechenden Angebote der 
Arbeitgeber. Das Eigeninteresse der Betriebe an der 
Aus- und Fortbüdung ihrer Arbeitnehmer würde 
sinken, 

— staatliches Handeln müßte die bisher freiwillig 
erbrachten Leistungen der Wirtschaft ersetzen,, 
noch dazu zu oft höheren Kosten in überbetrieb- 
lichen Büdungsmaßnahmen, wobei die Praxisnähe 
immer wieder überprüft und gesichert werden 
müßte. Das würde zu hohem bürokratischem Auf- 
wand imd damit zu einer Fehlleitung von Ressour- 
cen führen. Die Gefahr volkswirtschaftlicher Fehl- 
steuerung wäre evident. 


48, Wie hoch sind die staaüichen Zuschüsse in Bund, 
Ländern und Gemeinden für Veranstaltungen der 
beruflichen Weiterbildung, wer sind die Empfän- 
ger dieser Mittel, imd wie hoch sind die Ausga- 
ben für Bund, Länder und Gemeinden für die be- 
rufliche Weiterbildimg der Mitarbeiter des öffent- 
lichen Dienstes? 

Über die Höhe und Empfänger der staatlichen Zu- 
schüsse in Bund, Ländern und Gemeinden für Veran- 
staltungen der beruflichen Weiterbüdung liegen keine 
Angaben vor; das güt auch für die Mitarbeiter im 
öffentlichen Dienst. Im übrigen wird auf die Antwort zu 
Frage 43 verwiesen. 


49. Liegen der Bundesregierung Untersuchungen 
über die Eigenleistimgen der Teilnehmer an be- 
ruflicher Weiterbildung vor? 

Wie hat sich die kontinuierhche Veränderung der 
AFG-Förderung von einer Förderung der 
erwerbstätigen Arbeitnehmer zu einer Förderung 
der Weiterqualifizierung der Arbeitslosen auf die 
Weiterbildungschancen von Facharbeitern aus- 
gewirkt? 

Sieht die Bundesregierung Möghchkeiten einer 
intensiveren Förderung der im Erwerbsleben ste- 
henden Arbeitnehmer, oder ist sie der Ansicht, 
daß diese ihre Weiterbildung selbst zu finanzieren 
haben? 

Der Bundesregierung hegen keine repräsentativen 
Untersuchungen über die Eigenleistungen der Teü- 
nehmer an beruflicher Weiterbüdung vor. Eine vom 
Bundesministerium für Büdung und Wissenschaft ge- 
förderte Püotstudie zeigt allerdings exemplarisch die 
Bandbreite der Kosten von Weiterbüdungsteünehmern 
für drei ausgewählte Ausbüdungsziele (staathch ge- 
prüfter Techniker, staatlich geprüfter Betriebswirt, 
Abitur) auf. Neben den für Büdungsangebote vielfach 
aufzubringenden Teünehmergebühren führen insbe- 
sondere die entfernungsabhängigen Kosten (Fahrt- 
kosten, Übemachtungskosten und Kosten für Fremd- 
verpflegung) zu individuell sehr unterschiedhchen 
Kostenbelastungen. Bei Teünehmern z. B. am Fernun- 
terricht mit begleitendem Unterricht als Blockseminar 
tritt darüber hinaus vielfach die unbezahlte Arbeitsfrei- 
stellung als zusätzhcher Kostenfaktor auf. Die Ergeb- 
nisse dieser Studie sind vom Bundesinstitut für Berufs- 
büdung unter dem Titel „Individuelle Kosten der Wei- 
terbüdung" veröffenflicht worden. 

Neue Schwerpunkte der Förderung der beruflichen 
Weiterbüdung nach dem AFG wurden im Rahmen 
eines erhebhch ausgeweiteten Finanzrahmens gesetzt. 
So tragen die förderungsrechüichen Vorschriften des 
AFG den Belangen der Problemgruppen des Arbeits- 
marktes, insbesondere denen der Arbeitslosen, beson- 
ders Rechnung, Dies ist sozialpoütisch unverzichtbar. 
Dadurch werden aber die im Erwerbsleben stehenden 
Arbeitnehmer nicht benachteiligt. Die Zahl der Neu- 
eintritte in Weiterbüdungsmaßnahmen.in den letzten 
Jahren zeigt, daß auch die Teünehmerzahlen der vor- 
her beschäftigten Arbeitnehmer zunehmen, und zwar 
1985 sogar stärker als die Zahl der vorher arbeitslosen 
Teilnehmer. 


Neueintritte in Weiterbüdungsmaßnahmen 



insgesamt 



davon 





im Erwerbs- 
leben stehende 
Arbeitnehmer 

Veränderung 

gegenüber 

Vorjahr 

% 

vorher 

arbeitslose 

Arbeitnehmer 

mehr gegenüber 
Vorjahr 

% 

Anteü der 
Arbeitslosen 
% 

1982 

265 527 

119 366 

— 

146 161 

— 

55,1 

1983 

306 201 

109 355 

- 8,4 

196 846 

+ 34,7 

64,3 

1984 

353 140 

119 997 

+ 9,7 

233 143 

+ 18,4 

66,0 

1985 

409 324 

140 432 

4- 17,0 

268 892 

4- 15,3 

65,7 

1. Halbjahr 1986 

237 706 

76 920 

+ 18,1 

160 786 

4- 27,6 

67,6 


voraussichtlich 450 000 
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Die durch die Teilnahme entstehenden Kosten werden 
auch den im Erwerbsleben stehenden Facharbeitern 
ganz oder teilweise erstattet. Daneben erhalten sie ein 
zinsloses Unterhaltsgeld-Darlehen bzw. das höhere 
Unterhalts geld als Zuschxiß, wenn die Teilnahme aus 
arbeitsmarktpolitischer Sicht notwendig ist. Beschäf- 
tigte Arbeitnehmer, die noch nicht über einen beruf - 
Liehen Abschluß verfügen, erhalten grundsätzlich das 
höhere Unterhalts geld als Zuschuß. 

Eine angemessene Eigenbeteüigung ist für einen im 
Erwerbsleben stehenden Facharbeiter, insbesondere 
dann, wenn er an einer Aufstiegsmaßnahme teünimmt, 
zumutbar und muß im Interesse der Gesamtheit der 
Beitragszahler auch weiterhin gefordert werden. Von 
einer generellen „Selbstfinanzierung der Weiterbil- 
dung" kann aber in diesem Zusammenhang nicht ge- 
sprochen werden. 


50. Was hat die Bundesregierung unternommen, um 
entsprechend den Empfehlungen des Hauptaus- 
schusses des Bundesinstituts für Berufsbildung 
vom 18. Juli 1985 die Teilnahme von Frauen an 
Vollzeitmaßnahmen der beruflichen Weiterbil- 
dung dadurch zu sichern, daß neben der exten- 
siven Ausschöpfung vorhandener Gesetzesmög- 
lichkeiten dafür Sorge getragen wird, den 
Lebensunterhalt während der Weiterbüdung 
durch angemessene finanzielle Förderung zu 
sichern? 

Welche Maßnahmen sind vorgesehen, um die 
Förderung der beruflichen Weiterbüdung allein- 
stehender Frauen existenzdeckend, d. h. über die 
bisherigen Bestimmungen des AFG hinaus, aus- 
zugestalten? 

Wegen der Förderungsmöglichkeiten nach den neuen 
Vorschriften des AFG wird auf die Antwort zu Frage 14 
verwiesen. 

Die Leistungen zum Lebensunterhalt nach dem AFG 
knüpfen grundsätzlich an das zuletzt verdiente 
Arbeitsentgelt an. Für die Teilnahme an beruflichen 
Büdungsmaßnahmen wurde zum 1. Januar 1986 durch 
die 7. AFG-Novelle das Unterhaltsgeld von 63 % auf 
65% und für Teilnehmer mit Familienpflichten von 
70% auf 73% des vorherigen Nettoarbeitsentgelts 
erhöht. Es liegt damit über dem Arbeitslosengeld 
(63%/68%). 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß der Anspruch 
auf das Unterhaltsgeld nicht durch Zeiten der Unter- 
brechung der Berufstätigkeit wegen Kindererziehung 
(siehe im einzelnen Antwort zu Frage 14) entfällt; auch 
bemißt sich das Unterhaltsgeld während der Teü- 
nahme an einer ganztägigen Büdungsmaßnahme auch 
im Falle einer vorherigen Teilzeitbeschäftigung nicht 
nach dem Arbeitsentgelt für die Teüzeitbeschäftigung, 
sondern nach dem Tariflohn einer entsprechenden 
Vollzeitbeschäftigung. In der Regel ist somit davon 
auszugehen, daß der Lebensunterhalt während der 
Teünahme an einer Fortbüdungs- oder Umschulungs- 
maßnahme durch das Unterhaltsgeld gesichert werden 
kann. 


5 1 . Welche Hilfen und entsprechende gesetzliche Re- 
gelungen sind vorgesehen, um eine kontinuier- 
liche Teilnahme an Weiterbüdungsmaßnahmen, 
insbesondere von Müttern mit kleineren Kindern' 
zu gewährleisten, z.B. im Falle der Erkrankung 
ihrer Kinder? 

Der Teünehmer an einer beruflichen Büdungsmaß- 
nahme erhält bis zu fünf Tagen das Unterhaltsgeld 
weiter, wenn er wegen der Betreuung eines erkrank- 
ten Kindes zeitweilig an der Büdungsmaßnahme nicht 
teilnehmen kann. Darüber hinaus kann der Teüneh- 
mer ohne finanzieUe Nachteüe die Büdungsmaßnahme 
aus wichtigem Grund abbrechen. Als wichtiger Grund 
ist auch die notwendige Betreuung eines erkrankten 
Kindes anzusehen. Nach einer aus wichtigem Grund 
abgebrochenen Maßnahme kann die Fortsetzrmg einer 
entsprechenden Maßnahme zu einem späteren Zeit- 
pimkt wieder gefördert werden. 


52. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
unternommen, um sicherzustellen, daß die Trä- 
ger/Einrichtungen der Weiterbüdung die Teü- 
nehmerinnen über die Fördermöglichkeiten bera- 
ten und durch geeignete Hilfen gewährleisten, 
daß sich der UnterrichtsausfaU nicht nachteilig 
auswirkt? 

Nach dem Sozial gesetzbuch sind die Arbeitsämter zur 
umfassenden Beratung über die bestehenden Förde- 
rungsmöglichkeiten nach dem AFG verpflichtet. 
Soweit der Bundesregierung bekannt, machen aber 
auch die Büdungsträger in der Regel die zu ihnen 
kommenden Interessenten auf die FörderungsmöglLch- 
keiten aufmerksam und empfehlen ihnen, sich wegen 
näherer Einzelheiten mit dem Arbeitsamt in Verbin- 
dung zu setzen. 

Im übrigen wird auf die Antwort zu Frage 51 ver- 
wiesen. 


53. Wie sieht die steuerliche Absetzbarkeit von 
Fortbüdungskosten als Werbungskosten nach 
Einkommensgruppen und Berufspositionen aus, 
und wie hoch ist die jährliche Steuerminderein- 
nahme des Staates aufgrund der abgesetzten 
Fortbüdungskosten? 

Als Aufwendungen für die Weiterbüdung in einem 
ausgeübten Beruf gehören Fortbüdimgskosten steuer- 
lich zu den Betriebsausgaben oder Werbungskosten. 

Betriebsausgaben sind Aufwendungen, die durch den 
Betrieb veranlaßt sind (§ 4 Abs. 4 EStG); Werbungs- 
kosten sind Aufwendungen zur Erwerbung, Sicherung 
und Erhaltung der Einnahmen (§ 9 Abs. 1 EStG). Sie 
sind bei der Einkunftsart abzuziehen, bei der sie 
erwachsen sind. 

Fortbüdungskosten, die Betriebsausgaben oder Wer- 
bungskosten darsteUen, werden unabhängig von Ein- 
kommensgruppen oder Berufspositionen in voUer 
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Höhe von den steuerpflichtigen Einnahmen abgezo- 
gen. Die Frage, ob Fortbildungskosten Betriebsaus- 
gaben oder Werbungskosten sind, wird nach einheit- 
lichen Kriterien beurteilt. 

In der amtlichen Lohn- und Einkomn^nsteuerstatistik 
sind die Fälle, in denen Fortbildimgskosten in einem 
ausgeübten Beruf steuerlich zu berücksichtigen sind, 
nicht gesondert ausgewiesen. Angaben über die Höhe 
der Steuermindereinnahmen sind daher nicht möglich. 


54. Beabsichtigt die Bundesregierung angesichts der 
faktischen Nichtförderung der erwerbstätigen 
Facharbeiter durch das AFG eine Änderung des 
Steuerrechts mit dem Ziel, die Benachteiligung 
der niedrigeren Einkommensschichten, bei denen 
in der Regel ein größerer Fortbildungsbedarf be- 
steht, im Steuerrecht aufzuheben? 

Wie beurteilt die Bundesregienmg Überlegun- 
gen, durch Abzugsfähigkeit der Fortbildungs- 
kosten von der Steuerschuld statt von dem zu 
versteuernden Einkommen eine größere Bil- 
dungsgerechtigkeit herzusteUen? 


Es trifft nicht zu, daß erwerbstätige Fachkräfte nach 
dem AFG „faktisch nicht gefördert“ werden (vgl. Ant- 
wort zu Frage 49). 

Der Einkommensteuer unterliegen nicht die Einnah- 
men, sondern die Einkünfte, d. h. die Gewinne (§ 2 
Abs. 2 Nr. 1 EStG) oder die Überschüsse der Einnah- 
men über die Werbungskosten (§ 2 Abs. 2 Nr. 2 EStG). 
Daraus folgt, daß Betriebsausgaben oder Werbungs- 
kosten bei der Ermittlung der Einkünfte abgezogen 
werden müssen (Nettoprinzip). Andernfalls würden 
Einkünfte besteuert, die nicht in dieser Höhe oder 
überhaupt nicht entstanden sind, weü die bei ihrer 
Erzielung aufgewendeten Kosten nicht berücksichtigt 
worden sind. In dieser steuerlichen Behandlung liegt 
somit keine Benachteiligung niedrigerer Einkommens- 
schichten. 

Da das Netto-Prinzip nicht in Frage gestellt werden 
kann, sieht die Bundesregierung keine Möglichkeit, 
eine Regelung zu befürworten, nach der Fortbüdungs- 
kosten in einem ausgeübten Beruf von der Steuer- 
schuld abgezogen werden. 
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